
 
 
 
 
 

GESETZ ZUR SICHERUNG DER FINANZIERUNGSGERECHTIGKEIT 
IM HOCHSCHULWESEN (HFGG) 

 
 

 

A. Problem  

Die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Zukunftsfähigkeit und Innovations-
kraft unserer Gesellschaft hängt entscheidend davon ab, dass die Hochschu-
len exzellenter und wettbewerbsfähiger werden und die Qualität ihrer Lehre 
verbessern können. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass dieses Ziel nur 
erreicht werden kann, wenn den Hochschulen zusätzliche Mittel für die Lehre 
und zur Verbesserung der Studienbedingungen zur Verfügung stehen und 
damit die Attraktivität des Studiums und des Studienstandorts Nordrhein-
Westfalen erhöht wird. 

Es ist an der Zeit, das Verhältnis von Studierenden und Lehrenden zu verän-
dern. Zum einen sollen die Hochschulen einen Anreiz erhalten, sich im Be-
reich der Lehre noch stärker als bisher an den Wünschen und Bedürfnissen 
der Studierenden zu orientieren und die Studierenden durch möglichst gute 
Studienbedingungen zu umwerben. Zum anderen sollen sich die Studierenden 
des Wertes ihrer Ausbildung stärker bewusst werden und dadurch auch zu 
einem zielstrebigen Studierverhalten angeregt werden. Den Studierenden 
muss es stärker als bisher möglich sein, sich als aktive und wirkmächtige 
Partner im Prozess der Lehroptimierung begreifen zu können. 

Dieses Ziel kann am besten erreicht werden, wenn Studierende mit einer fi-
nanziellen Nachfragemacht ausgestattet werden. 

 

B. Lösung 

Das Gesetz zur Einführung von Studienbeiträgen und zur Erhebung von 
Hochschulabgaben, welches einen Teil des Gesetzes zur Sicherung der Fi-
nanzierungsgerechtigkeit darstellt, gibt den Hochschulen die Möglichkeit, Stu-
dienbeiträge bis zu dem Betrag von 500 Euro pro Semester zu erheben. Das 
Aufkommen aus diesen Beiträgen fließt zweckgebunden in die Lehre und die 
Verbesserung der Studienbedingungen. Künftig wird mit bedarfsgerechten 
und differenzierten Studienangeboten von hoher Qualität um Studierende ge-
worben werden. Auch auf Seiten der Studierenden werden sich positive Steu-
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licher Hinsicht effizient zu organisieren und Lehrleistungen offensiv einzufor-
dern, auch indem sie feste Ansprechpartner erhalten, falls sie in ihrem Studi-
um Mängel an der Organisation der Lehre monieren. Sie erhalten Signale in 
Bezug auf Kosten und Nutzen, die mit einem Studium verbunden sind. Insge-
samt gesehen wird mit Studienbeiträgen der unabweisbare Bedarf nach wett-
bewerblichen Anreizen in der Hochschullehre erfüllt. 

Studienbeiträge sind zusätzliche Mittel für die Lehre. Die Erhebung von Stu-
dienbeiträgen wird nicht dazu führen, dass entsprechend dem Beitragsauf-
kommen die staatliche Finanzierung der Hochschule verringert wird. 

Studienbeiträge dürfen nicht sozial abschreckend wirken. Die Verpflichtung 
zur Entrichtung von Studienbeiträgen wird daher verbunden mit einem An-
spruch auf Abschluss eines moderat verzinslichen Studienbeitragsdarlehens. 
Faktisch müssen die Studienbeiträge damit nicht während des Studiums, son-
dern erst einige Zeit nach der Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit abgezahlt 
werden. Dieses Darlehensmodell wird flankiert mit einer Deckelung der Darle-
hen, die aufgrund geleisteter Ausbildungsförderung nach dem BAföG und auf-
grund der gewährten Studienbeitragsdarlehen zurückgezahlt werden müssen. 
Diese Begrenzung der Darlehenslasten gewährleistet, dass die besonders 
schutzwürdigen Empfänger einer höheren Ausbildungsförderung nach dem 
BAföG praktisch keine Studienbeiträge entrichten müssen. Insgesamt wird 
damit effektiv verhindert, dass einkommensschwache Studierwillige von der 
Aufnahme eines Studiums abgehalten werden. 

Vor diesem Hintergrund ist die Einführung von Studienbeiträgen ein Gebot 
sozialer Gerechtigkeit. Aufgrund der mit den Beiträgen geschaffenen Wettbe-
werbssituation und verbesserten Studienbedingungen wird sich das Studium 
zeitlich verkürzen. Damit erhöhen Studienbeiträge die mit einer Hochschulbil-
dung verbundene Bildungsrendite merklich. Denn den aufgewendeten Stu-
dienbeiträgen steht ein finanziell höherer Gewinn durch eine früher aufge-
nommene Erwerbstätigkeit gegenüber. Studienbeiträge sind daher ein in die 
eigene Bildung gut angelegtes Geld mit einer hohen Rendite. Die mit einem 
Hochschulstudium verbundene Bildungsrendite wird in der Bundesrepublik 
typischerweise nicht durch höhere Steuerleistungen und sonstige positive ex-
terne Effekte für die Volkswirtschaft ausgeglichen. Die Einführung von Stu-
dienbeiträgen trägt damit dazu bei, dass gerade einkommensschwache Fami-
lien nicht mehr – wie bisher – über ihre Steuern das Studium der Kinder finan-
zieren, die aus einkommensstarken Familien stammen. 
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keine 

 

D. Kosten 

Mit dem Gesetz wird die Möglichkeit geschaffen, erhebliche finanzielle Mittel 
zu generieren. Vor diesem Hintergrund entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

 

E. Zuständigkeit 

Zuständig ist das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

F. Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der 
Gemeinden und Gemeindeverbände 

keine 

 

G. Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und privaten 
Haushalte 

Für die Studierenden entstehen Kosten in Höhe von bis zu 500 Euro je Se-
mester. Darüber hinaus fallen für das Studienbeitragsdarlehen, das zur Finan-
zierung der Studienbeiträge bei der NRW.Bank aufgenommen werden kann, 
Zinsen an. 

 

H. Befristung von Vorschriften 

Das Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz ist befristet bis zum 31. 
März 2013 (Verfallklausel). 
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GESETZ ZUR SICHERUNG DER 
FINANZIERUNGSGERECHTIGKEIT IM HOCHSCHULWESEN 

(HFGG) 

Art. 1 
Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes zur Einführung von Stu-
dienkonten und zur Erhebung von Hochschulgebühren (Stu-

dienkonten- und -finanzierungsgesetz – StKFG –) 
– StKFG-AufhG – 

§ 1 
Aufhebung des StKFG 

Das Gesetz zur Einführung von Studienkonten und zur Erhebung von Hoch-
schulgebühren (Studienkonten- und -finanzierungsgesetz – StKFG) vom 28. 
Januar 2003 (GV. NRW. S. 36), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Wei-
terentwicklung der Hochschulreform (Hochschulreformweiterentwicklungsge-
setz – HRWG) vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752), tritt mit Wirkung 
zum 1. April 2007 außer Kraft. 

 
§ 2 

Studienkonten, Kontoauszüge, 
Regelabbuchungen, Gebührenpflicht 

(1) Restguthaben im Sinne des § 8 StKFG entfallen ersatzlos. 

(2) Studienkonten werden zum und ab dem Sommersemester 2007 nicht 
mehr neu eingerichtet. 

(3) Eine Gebührenpflicht nach § 9 Abs. 1 StKFG tritt für das Sommersemes-
ter 2007 nicht ein. Regelabbuchungen für dieses Semester finden nicht 
statt. Sätze 1 und 2 gelten auch für diejenigen Hochschulen, an denen 
das Sommersemester 2007 vor dem 1. April 2007 beginnt. 
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Studienguthabens und Restguthabens und der mit ihnen verbundenen 
Studiengebührenfreiheit mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben. 

 
§ 3 

Überführung von gewährten Bonusguthaben 

(1) Hat ein gewährtes Bonusguthaben im Sinne des § 5 StKFG noch nicht 
dazu geführt, dass aufgrund der Gewährung dieses Bonussemesters die 
Gebührenpflicht nach § 9 Abs. 1 StKFG zu einem späteren Zeitpunkt ein-
getreten ist, als sie ohne Gewährung des Bonussemesters eingetreten 
wäre, soll dieses gewährte Bonussemester seinem Umfang nach in eine 
Befreiung nach § 8 Abs. 3 StBAG umgewandelt werden. Nach Satz 1 
umgewandelte Bonussemester werden auf die Höchstzahl der nach der 
Beitragssatzung zulässigen Befreiungen nach § 8 Abs. 3 StBAG ange-
rechnet. 

(2) Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie des Landes Nordrhein-Westfalen kann das Nähere, insbesondere zu 
den Modalitäten der Umwandlung, durch Rechtsverordnung regeln. 

 
§ 4 

Befristung 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2008 außer Kraft. 

Art. 2 
Gesetz zur Erhebung von Studienbeiträgen und 

Hochschulabgaben (Studienbeitrags- und Hochschulabga-
bengesetz – StBAG) 

Inhaltsübersicht 

Erster Abschnitt 
Entrichtung von Studienbeiträgen und Hochschulabgaben 

§ 1 Anwendungsbereich 

§ 2 Studienbeiträge 

§ 3 Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag, Zweithörerbeitrag 
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§ 5 Betreuungs- und Studienkollegsbeitrag 

§ 6 Gebühren beim Fern- und Verbundstudium 

§ 7 Entstehung und Fälligkeit der Studienbeiträge und Hochschulabgaben 

§ 8 Ausnahmen von der Abgabenpflicht, Abgabenermäßigung und Abga-
benerlass 

§ 9 Auskunftspflicht, Datenschutz 

 
Zweiter Abschnitt 

Sicherung der Leistungsgerechtigkeit in der Lehre 
und in der Studienbetreuung 

§ 10 Preise für die Qualität der Hochschullehre und der Studienbetreuung 

§ 11 Sicherung der Qualität der Lehr- und Studienorganisation 

 
Dritter Abschnitt 

Nachlagerung 

§ 12 Gewährung von Studienbeitragsdarlehen 

§ 13 Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen 

§ 14 Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung der Studienbei-
tragsdarlehen 

§ 15 Begrenzung der Darlehenslasten 

§ 16 Mitwirkungspflichten, Datenübermittlung 

 
Vierter Abschnitt 

Ausfall eines Darlehens 

§ 17 Ausfallfonds 

§ 18 Ausfallrisiken 
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Fünfter Abschnitt 

Sonstiges 

§ 19 Rechtsverordnung 

§ 20 Ministerium 

§ 21 Vertrauensschutz 

§ 22 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 

 

 

Erster Abschnitt 
Entrichtung von Studienbeiträgen und Hochschulabgaben 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Die Hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Hochschulgesetzes erhe-
ben Beiträge und Gebühren nach diesem Gesetz. 

(2) Auf die Erhebung von Beiträgen und Gebühren nach diesem Gesetz fin-
den die §§ 3 bis 6, 9 bis 22, 25 Abs. 1 des Gebührengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen entsprechende Anwendung, soweit in diesem 
Gesetz oder durch Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. 

 
§ 2 

Studienbeitrag 

(1) Die Hochschulen werden ermächtigt, durch Beitragssatzung für das Stu-
dium von Studierenden, die in einem Studiengang eingeschrieben oder 
die nach § 71 Abs. 2 HG für das Studium eines weiteren Studienganges 
zugelassen sind, für jedes Semester ihrer Einschreibung oder Zulassung 
einen Studienbeitrag in Höhe von bis zu 500 Euro zu erheben. Bei der 
Festsetzung der Höhe des Studienbeitrags müssen sich die Hochschulen 
insbesondere an den Zielen orientieren, mit Studienbeiträgen zu einem 
effizienten und hochwertigen Studium, zur Profilbildung der Hochschule 
und zum Wettbewerb unter den Hochschulen beizutragen. 
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ter und von den Hochschulen zweckgebunden für die Verbesserung der 
Lehre und der Studienbedingungen sowie für die Ausgleichszahlungen an 
den Ausfallfonds nach § 17 Abs. 3 Satz 3 zu verwenden; § 10 bleibt unbe-
rührt. 

(3) Studiengang im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche Studiengänge im 
Sinne des § 84 Abs. 1 HG, die zu einem berufsqualifizierenden Abschluss 
führen. Als berufsqualifizierend in diesem Sinne gilt auch der Abschluss 
von Studiengängen, durch die die fachliche Eignung für einen beruflichen 
Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird. 

(4) Für das Studium von Studierenden, die nur als Teilzeitstudierende zu ein 
Halb eines Vollzeitstudiums ausschließlich in Studiengängen des Fern- 
oder Verbundstudiums eingeschrieben sind, kann die Beitragssatzung 
vorsehen, dass die Hälfte der für das Vollzeitstudium vorgesehenen Stu-
dienbeiträge erhoben wird. Für das Studium von Studierenden, die nur in 
Studiengängen eingeschrieben sind, die ausschließlich als Teilzeitstudi-
um organisiert sind, kann die Beitragssatzung einen gegenüber dem ent-
sprechenden Vollzeitstudiengang ermäßigten Studienbeitrag vorsehen. 

(5) Falls Studierende zugleich an einer Hochschule eingeschrieben und an 
einer anderen Hochschule nach § 71 Abs. 2 HG zugelassen sind und falls 
in beiden Fällen eine Beitragspflicht entsteht, können die Hochschulen 
durch Vereinbarung nach § 109 Satz 2 HG regeln, dass nur ein Beitrag 
erhoben wird und wie das Beitragsaufkommen auf die beteiligten Hoch-
schulen verteilt wird. Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung die 
Beitragspflicht und die Verteilung des Beitragsaufkommens abweichend 
von Satz 1 regeln. 

 
§ 3 

Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag, 
Zweithörerbeitrag 

(1) Für das Studium von Gasthörerinnen und Gasthörern im Sinne des § 71 
Abs. 3 HG wird ein allgemeiner Gasthörerbeitrag pro Semester erhoben. 
Dies gilt nicht für die Fernuniversität in Hagen. 

(2) Für die Teilnahme an Weiterbildung im Sinne des § 90 HG wird ein be-
sonderer Gasthörerbeitrag erhoben. 

(3) Für das Studium von Zweithörerinnen und Zweithörern im Sinne des § 71 
Abs. 1 HG kann ein Zweithörerbeitrag erhoben werden. 
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als Zweithörer kann vom Nachweis der Entrichtung des Beitrags abhängig 
gemacht werden. 

 
§ 4 

Ausfertigungs- 
und Verspätungsgebühren 

(1) Anlässlich 

1. der Ausfertigung einer Zweitschrift des Studienausweises, des Gast-
hörerscheins, eines Prüfungszeugnisses oder einer Urkunde über die 
Verleihung eines akademischen Grades, 

2. der verspätet beantragten Einschreibung oder Rückmeldung, des 
verspäteten Belegens, der nachträglichen Änderung des Belegens 
sowie der verspäteten Beitrags- oder Gebührenzahlung 

wird eine Gebühr erhoben. 

(2) Die Hochschulen setzen die Höhe der Gebühren nach Absatz 1 durch 
Satzung entsprechend ihrem Verwaltungsaufwand fest. 

 
§ 5 

Studienkollegs- und Betreuungsbeitrag, 
Auswahlgebühr 

(1) Für die Teilnahme an einem Studienkolleg sowie für die Betreuung aus-
ländischer Studierender können Beiträge erhoben werden. Für die Aus-
wahl ausländischer Studienbewerberinnen und -bewerber und die Aus-
wahl der Studierenden von künstlerischen Studiengängen können Gebüh-
ren erhoben werden. Betreuungsbeiträge und Gebühren für die Auswahl 
ausländischer Studienbewerberinnen und -bewerber werden nicht von 
Studierenden oder Studienbewerberinnen und -bewerbern erhoben, die 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum an-
gehören oder die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besit-
zen. Hinsichtlich der Betreuung gilt § 8 Abs. 2 entsprechend; wird der 
Betreuungsbeitrag aufgrund eines Abkommens oder einer Vereinbarung 
im Sinne des § 8 Abs. 2 nicht entrichtet, entfällt der Anspruch auf Betreu-
ung. 

(2) Die Teilnahme an dem Studienkolleg, an der Auswahl und an der Betreu-
ung können vom Nachweis der Entrichtung des jeweiligen Beitrags ab-
hängig gemacht werden. 
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§ 6 

Gebühren beim Fern- und Verbundstudium 

Für die Aufbereitung und technische Umsetzung, den Vertrieb und den Bezug 
der Inhalte von Fern- und Verbundstudien werden Gebühren erhoben. Das 
Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestimmungen über die 
Erhebung und über die Höhe der Gebühren nach Satz 1 zu erlassen. § 19 
Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

 
§ 7 

Entstehung und Fälligkeit der 
Studienbeiträge und Hochschulabgaben 

(1) Es entsteht die Pflicht zur Entrichtung 

1. des Studienbeitrags auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 
Abs. 1 mit der Stellung des Antrags auf Immatrikulation oder Rück-
meldung, 

2. des allgemeinen oder des besonderen Gasthörerbeitrags sowie des 
Zweithörerbeitrags nach § 3 mit der Stellung des Antrags auf Zulas-
sung als Gasthörerin oder Gasthörer oder als Zweithörerin oder als 
Zweithörer, 

3. der Ausfertigungsgebühren nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 mit dem Antrag auf 
Vornahme der Amtshandlung, 

4. der Verspätungsgebühren nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 mit dem Ablauf der 
Fristen und Zahlungstermine, 

5. der Gebühr für eine nachträgliche Änderung des Belegens nach § 4 
Abs. 1 Nr. 2 mit dem Antrag auf Änderung der Belegung, 

6. der Beitrag für die Teilnahme an einem Studienkolleg nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 mit der Stellung des Antrags auf Zulassung zum Besuch des 
Studienkollegs oder mit dem in der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 
1 genannten Zeitpunkt, 

7. der Betreuungsbeitrag nach § 5 Abs. 1 Satz 1 mit der Stellung des 
Antrags auf Immatrikulation oder Rückmeldung oder mit dem in der 
Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 genannten Zeitpunkt, 

8. die Gebühr für das Auswahlverfahren nach § 5 Abs. 1 Satz 2 mit dem 
Antrag auf Teilnahme an diesem Verfahren oder mit dem in der 
Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 genannten Zeitpunkt. 

(2) Die Abgaben werden mit Entstehung der Abgabenpflicht fällig. Bei dem 
Versagen der Zulassung oder der Einschreibung oder bei einer Exmatri-
kulation vor Beginn der Vorlesungszeit wird ein etwaig erteilter Abgaben-
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gezahlte Abgabe ist zu erstatten. 

(3) Für den Fall, dass die Abgaben nicht bis zum Ablauf eines Fälligkeitsta-
ges entrichtet werden, können die Hochschulen durch Beitragssatzung 
vorsehen, dass ein Säumniszuschlag erhoben wird und dass Zinsen be-
rechnet werden. 

 
§ 8 

Ausnahmen von der Abgabenpflicht, 
Abgabenermäßigung und Abgabenerlass 

(1) Von der Beitragspflicht auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 
Abs. 1 ausgenommen sind Studierende, die 

1. gem. § 65 Abs. 5 Satz 2 HG beurlaubt sind; die Vorbereitung auf Ab-
schlussprüfungen erfüllt keinen wichtigen Grund im Sinne des § 65 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 8 HG, 

2. ein Praxis- oder Auslandssemester ableisten, 

3. ein Praktisches Jahr nach der Approbationsordnung für Ärzte ableis-
ten, 

4. ausschließlich als Doktorandin oder als Doktorand im Sinne des § 97 
Abs. 5 HG eingeschrieben sind, soweit sie nicht gleichzeitig in einen 
anderen als den in § 97 Abs. 2 Satz 2 HG genannten Studiengang 
eingeschrieben sind, die 

5. ausschließlich eingeschrieben sind als Studierende im Sinne des § 
65 Abs. 7 HG oder die 

6. ausschließlich in einem Studiengang immatrikuliert sind, der nur mit 
Mitteln Dritter finanziert wird, dessen Träger nicht die Hochschule ist; 
das Ministerium stellt zuvor die Studiengänge im Sinne des Halbsat-
zes 1 fest. 

(2) Soweit Gegenseitigkeit besteht, sind von der Beitragspflicht auf der 
Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 auf Antrag ausgenom-
men ausländische Studierende, die eingeschrieben sind im Rahmen von 
zwischenstaatlichen oder übernationalen Abkommen oder von Hoch-
schulvereinbarungen, die Gebührenfreiheit garantieren. 

(3) Von der Beitragspflicht auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 
Abs. 1 wird auf Antrag eine Befreiung oder Ermäßigung gewährt für 
1. die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kindern im Sinne des 

§ 25 Abs. 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz, höchstens jedoch 
für drei Semester der Beitragspflicht in Höhe bis zum vollen Stu-
dienbeitrag, 
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Organen der Hochschule, der Studierendenschaft, der Fachschaf-
ten der Studierendenschaft oder der Studentenwerke, höchstens je-
doch für zwei Semester der Beitragspflicht in Höhe bis zum vollen 
Studienbeitrag, 

3. die Wahrnehmung des Amtes der Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten, höchstens jedoch für zwei Semester der Beitragspflicht 
in Höhe bis zum vollen Studienbeitrag, 

4. die studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Behinderung oder 
einer schweren Erkrankung. 

Eine Befreiung oder Ermäßigung nach Satz 1 findet nicht statt, soweit und 
solange die oder der Studierende beurlaubt ist. Für Studierende im Sinne 
des § 2 Abs. 5 verdoppelt sich die Anzahl möglicher Befreiungen oder 
Ermäßigungen. Die Beitragssatzung kann für die Fallgestaltungen im Sin-
ne des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 über das dort genannte Maß hinaus für weite-
re Semester Befreiungen oder Ermäßigungen von der Beitragspflicht vor-
sehen. In diesem Fall gelten Satz 2 und 3 entsprechend. 

(3) Der Studienbeitrag auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 
1 kann auf Antrag von der Hochschule teilweise oder ganz erlassen wer-
den, wenn seine Einziehung aufgrund besonderer und unabweisbarer 
Umstände des Einzelfalls zu einer unbilligen Härte führen würde, die die 
wirtschaftliche Existenz der oder des Beitragspflichtigen gefährden würde; 
bei der Entscheidung ist ein strenger Maßstab anzulegen. Das Vorliegen 
einer unbilligen Härte nach Satz 1 ist glaubhaft zu machen. 

 
§ 9 

Auskunftspflicht, Datenschutz 

(1) Studienbewerberinnen und -bewerber sowie die Studierenden sind ver-
pflichtet, Erklärungen abzugeben, die ihre Abgabenpflicht und die Aus-
nahmen von dieser Pflicht nach § 8 Abs. 1 betreffen; soweit sie Ausnah-
men oder Befreiungen von dieser Pflicht sowie eine Abgabenermäßigung 
oder einen Abgabenerlass beanspruchen, sind sie ebenfalls zur Abgabe 
der erforderlichen Erklärungen verpflichtet. 

(2) Öffentliche Stellen, insbesondere die staatlichen Prüfungsämter, haben 
an die Hochschule oder an die NRW.Bank auf Anforderung des Empfän-
gers diejenigen personenbezogenen Daten der Studierenden zu übermit-
teln, die die Hochschule oder die NRW.Bank zur rechtmäßigen Erfüllung 
ihrer ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben benötigen. 

 



 

Seite 14 / 65Zweiter Abschnitt 
Sicherung der Leistungsgerechtigkeit in der Lehre 

und in der Studienbetreuung 

 
§ 10 

Preise für die Qualität der Hochschullehre 
und der Studienbetreuung 

(1) Die Hochschule kann aus dem Studienbeitragsaufkommen Preise für die 
herausragende Qualität der Hochschullehre und der Studienbetreuung 
ausloben. Das Preisgeld ist von den Geehrten zweckgebunden für ihre 
Lehre, Forschung, Kunstausübung und künstlerischen Entwicklungsvor-
haben zu verwenden. 

(2) Ausgezeichnet werden kann das Hochschulpersonal der Hochschulen, 
soweit ihm Lehr- oder Studienbetreuungsaufgaben obliegen und soweit 
es ein besonderes persönliches Engagement oder eine beispielhafte Tä-
tigkeit in der Lehre oder Studienbetreuung gezeigt hat. 

(3) Das Nähere kann die Hochschule durch Satzung bestimmen. 

 
§ 11 

Sicherung der Qualität der Lehr- und Studienorganisation 

(1) Die Hochschule überprüft durch ein Prüfungsgremium die Qualität ihrer 
Lehr- und Studienorganisation. Das Prüfungsgremium wird im Wege der 
Selbstbefassung tätig. Stellt das Prüfungsgremium nicht bloß unerhebli-
che Mängel in der Qualität der Lehr- oder Studienorganisation fest, emp-
fiehlt es der Hochschule Maßnahmen. Die Hochschule entscheidet, ob 
und inwieweit die Empfehlung umgesetzt wird. Die Empfehlung nach Satz 
3 und ihre Umsetzung nach Satz 4 begründen keine eigenen Rechte der 
Mitglieder der Hochschule. 

(2) Die Hochschule bestimmt das Nähere zum Prüfungsgremium, insbeson-
dere seinen Vorsitz, seine Zusammensetzung und seine Amtszeit, in der 
Beitragssatzung. Mitglieder des Prüfungsgremiums können auch Perso-
nen sein, die weder Mitglieder noch Angehörige der Hochschule sind. Die 
Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder besteht aus Studierenden. Zur 
oder zum Vorsitzenden soll eine Person gewählt werden, die weder Mit-
glied noch Angehöriger der Hochschule ist; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 
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Nachlagerung 

 
§ 12 

Gewährung von Studienbeitragsdarlehen 

(1) Studienbeitragspflichtige Studierende haben gegen die NRW.Bank einen 
Anspruch auf Abschluss eines privatrechtlichen Vertrages über ein von 
der Auszahlung an verzinsliches Darlehen, mit dem die Entrichtung der 
Studienbeiträge auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 
sichergestellt werden kann. In den Zinssatz werden nur die Kosten für die 
Geldbeschaffung und die Verwaltungskosten eingerechnet. Die 
NRW.Bank ist verpflichtet, den Studienbewerberinnen und -bewerbern 
sowie den Studierenden ein Darlehen nach Satz 1 zu gewähren, wenn ei-
ne Mitteilung nach Absatz 3 Satz 1 vorliegt. Darlehensanträge können nur 
bei der Hochschule gestellt werden; die Abgabe des Darlehensantrags gilt 
als Nachweis der Zahlung des Studienbeitrags, wenn eine das Bestehen 
des Darlehensanspruchs feststellende Mitteilung nach Absatz 3 Satz 1 
ergeht. Kommt ein Darlehensvertrag nicht zustande, widerruft oder kün-
digt die Studienbewerberin oder der Studienbewerber oder die oder der 
Studierende wirksam den Darlehensvertrag oder ist oder wird dieser un-
wirksam, kann sie oder er rückwirkend exmatrikuliert werden, wenn sie 
oder er trotz Mahnung und Fristsetzung mit Androhung der Maßnahme 
nicht nachweist, dass ihr oder sein Studienbeitrag entrichtet worden ist. In 
den Fällen des Satzes 5 gilt die Abgabe des Darlehensantrags nicht als 
Nachweis der Zahlung im Sinne des Satzes 4 Halbsatz 2. 

(2) Anspruchsberechtigt nach Absatz 1 sind nur die in § 8 Abs. 1 und 2 Bun-
desausbildungsförderungsgesetz genannten studienbeitragspflichtigen 
Studierenden. Der Anspruch der oder des Studierenden nach Absatz 1 
besteht für die Regelstudienzeit des Studiums, welches zu ihrem oder 
seinem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führt, zuzüglich der Zeit 
von vier Semestern. Bei einem Studiengangwechsel bis zum Beginn des 
dritten Hochschulsemesters werden auf die Zeit nach Satz 2 die bislang 
studierten Hochschulsemester nicht angerechnet; bei einem späteren 
Studiengangwechsel erfolgt eine Anrechnung nach Maßgabe der Rechts-
verordnung nach § 19 Abs. 1. Für das Studium eines Studienganges, 
welcher aufbauend auf dem Erwerb des Bachelorgrades zu einem ersten 
Masterabschluss führt (konsekutiver Masterstudiengang), besteht der An-
spruch nach Absatz 1 für die Regelstudienzeit des Masterstudienganges 
zuzüglich der Zeit von zwei Semestern. Semester, für die nach § 8 eine 
Ausnahme oder eine Befreiung von der Beitragsverpflichtung oder ein 
vollständiger oder teilweiser Erlass des Studienbeitrags oder auf der 
Grundlage einer Umsetzung einer Empfehlung nach § 11 eine Befreiung 
oder Rückerstattung gewährt worden ist, werden nach Maßgabe der 
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und 4 nicht angerechnet. Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nur bis zu 
dem Semester, welches der Vollendung des 60. Lebensjahres der oder 
des Studierenden vorausgeht. Bei der Berechnung der Zeiten nach den 
Sätzen 1 bis 5 werden auch Hochschulsemester herangezogen, die vor 
dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes an einer inländischen oder einer 
ausländischen Hochschule oder im Rahmen einer Vorbereitung nach § 96 
Abs. 1 Satz 4 HG oder nach § 118 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 HG studiert wur-
den. 

(3) Die Hochschulen teilen der NRW.Bank auf Antrag den Anspruch der Stu-
dienbewerberin oder des Studienbewerbers oder der oder des Studieren-
den nach Absatz 1 mit. Die NRW.Bank zahlt die gewährten Studienbei-
tragsdarlehen unmittelbar an die Hochschule aus, an der die Beitrags-
pflicht entsteht. 

(4) Bis zum Beginn der Rückzahlung wird die Zahlung der Zinsen gestundet. 

 
§ 13 

Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen 

Das Darlehen und die Zinsen sind zwei Jahre nach erfolgreichem Abschluss 
des Studiums, spätestens elf Jahre nach der Aufnahme des Studiums in mo-
natlichen Raten, mindestens solchen von 50 Euro zurückzuzahlen. Nach Auf-
forderung durch die NRW.Bank sind die Raten für jeweils drei aufeinander 
folgende Monate in einer Summe zu entrichten. Das Darlehen kann ganz oder 
teilweise vorzeitig zurückgezahlt werden. Bei der Berechnung der Zeiten nach 
Satz 1 werden auch Hochschulsemester herangezogen, die vor dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes an einer inländischen oder einer ausländischen 
Hochschule oder im Rahmen einer Vorbereitung nach § 96 Abs. 1 Satz 4 HG 
oder nach § 118 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 HG studiert wurden. 

 
§ 14 

Freistellung von der Verpflichtung 
zur Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen 

(1) Von der Verpflichtung zur Rückzahlung kann die Darlehensnehmerin oder 
der Darlehensnehmer auf Antrag freigestellt werden, soweit ihr oder ihm 
nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 aufgrund eines 
zu geringen Einkommens eine Rückzahlung nicht zugemutet werden 
kann. 

(2) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer ist auf Antrag von der 
Verpflichtung zur Rückzahlung ebenfalls freizustellen, solange sie oder er 
Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz erhält oder 



 

Seite 17 / 65solche Leistungen nur deshalb nicht in Anspruch nimmt, weil ihr oder sein 
Studium durch ein Studienstipendium finanziert wird. 

 
§ 15 

Begrenzung der Darlehenslasten 

(1) Die Summe der nach § 17 Abs. 2 Bundesausbildungsförderungsgesetz 
als Darlehen geleisteten Ausbildungsförderung und des gewährten Stu-
dienbeitragsdarlehens einschließlich der Zinsen, die bis zu dem Rückzah-
lungszeitpunkt im Sinne des § 13 Satz 1 angefallen sind, wird auf einen 
Höchstbetrag begrenzt. 

(2) Der Höchstbetrag errechnet sich aus der Anzahl der Semester, für die ein 
Studienbeitragsdarlehen gewährt worden ist, multipliziert mit dem Betrag 
von 1.000 Euro und beträgt höchstens 10.000 Euro. 

(3) Die zurückzuzahlende Schuld aus gewährten Studienbeitragsdarlehen 
vermindert sich um den Betrag, um den die Summe aus der nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz als Darlehen geleisteten Ausbil-
dungsförderung und dem gewährten Studienbeitragsdarlehen einschließ-
lich Zinsen den Höchstbetrag nach Absatz 2 übersteigt. 

 
§ 16 

Mitwirkungspflichten, Datenübermittlung 

(1) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer, die oder der einen 
Antrag auf Freistellung nach § 14 stellt oder bei der oder dem eine Minde-
rung der Darlehenslasten nach § 15 in Betracht kommt, hat nach Maßga-
be dieser Rechtsverordnung insbesondere durch Tatsachenangaben und 
durch die Vorlage von Urkunden an der Entscheidung über die Freistel-
lung von der Verpflichtung zur Rückzahlung nach § 14 und über die Fest-
stellung des Wegfalls dieser Verpflichtung nach § 15 mitzuwirken. 

(2) Die Hochschulen und die NRW.Bank sind verpflichtet, einander perso-
nenbezogene Daten zu übermitteln, wenn die Übermittlung zur rechtmä-
ßigen Erfüllung der der übermittelnden Stelle oder dem Empfänger nach 
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erforderlich ist. 

 

Vierter Abschnitt 
Ausfall eines Darlehens 

 
§ 17 

Ausfallfonds 



 

Seite 18 / 65(1) Es wird ein Fonds "Ausfallfonds für Studienbeitragsdarlehen" als nicht 
rechtsfähiges Sondervermögen des Landes errichtet. Der Fonds dient da-
zu, die Kreditausfallrisiken nach § 18 abzusichern. Das Land stellt sicher, 
dass der Fonds seine Verpflichtungen erfüllen kann, insbesondere haftet 
das Land unmittelbar für sämtliche Ansprüche der NRW.Bank gegen den 
Ausfallfonds gemäß § 18. 

(2) Der Fonds wird vom Ministerium verwaltet und kann im eigenen Namen 
im rechtsgeschäftlichen Verkehr handeln, klagen und verklagt werden. 
Das Ministerium kann die Wahrnehmung der Verwaltung des Fonds ganz 
oder teilweise jederzeit widerruflich an die NRW.Bank oder dritte Stellen 
zu treuen Händen übertragen. 

(3) Der Fonds ist von dem übrigen Vermögen des Landes, seinen Rechten 
und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Der Fonds deckt seine Kosten 
durch die für seine Leistungen vereinbarten oder nach Absatz 4 festgeleg-
ten Vergütungen, die von den Hochschulen aus dem Aufkommen der 
Studienbeiträge gezahlt werden. Die Hochschulen führen einen Anteil ih-
res jährlichen Gesamtaufkommens der Studienbeiträge an den Fonds ab. 
Die Höhe der jährlichen Abführung muss zur Erfüllung der Aufgaben des 
Fonds hinreichen. 

(4) Das Nähere regelt das Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium durch Rechtsverordnung. In der Rechtsverordnung sind insbe-
sondere Regelungen zu treffen über den Zeitpunkt der Errichtung und der 
Organisation des Fonds sowie über die Grundzüge der Kostendeckung 
nach Absatz 3. 

 
§ 18 

Ausfallrisiken 

(1) Der Ausfallfonds ist verpflichtet, Angebote der NRW.Bank auf Abtretung 
notleidender Darlehensforderungen anzunehmen. 

(2) Auf Verlangen der NRW.Bank zahlt ihr der Ausfallfonds im Falle der Ab-
tretung nach Absatz 1 die Darlehens- und Zinsschuld einer Darlehens-
nehmerin oder eines Darlehensnehmers, von der oder dem eine termin-
gerechte Zahlung nicht zu erwarten ist (notleidende Darlehensforderung); 
das Nähere regelt die Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1. Die an den 
Ausfallfonds abgetretenen Ansprüche werden von der Fondsverwaltung 
nach § 17 Abs. 2 verwaltet und eingezogen. 

(3) Der Ausfallfonds zahlt der NRW.Bank die Darlehens- und Zinsschuld ei-
ner Darlehensnehmerin oder eines Darlehensnehmers in der Höhe, in der 
nach Maßgabe des § 15 die Verpflichtung zur Rückzahlung des Studien-
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Darlehens- und Zinsschuld nach Maßgabe des § 14 endgültig ausfällt. 

(4) Der Ausfallfonds erstattet der Fondsverwaltung nach § 17 Abs. 2 Verwal-
tungskosten nur für die Verwaltung der an den Ausfallfonds abgetretenen 
Darlehensforderungen und nur insoweit, als die Kosten nicht von den Dar-
lehensnehmerinnen und -nehmern getragen werden. 

(5) Die NRW.Bank ist verpflichtet, an den Ausfallfonds personenbezogene 
Daten zu übermitteln, soweit deren Kenntnis zur rechtmäßigen Erfüllung 
der dem Ausfallfonds nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erfor-
derlich ist. 

 

Fünfter Abschnitt 
Sonstiges 

 
§ 19 

Rechtsverordnung 

(1) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zu 
den Studienbeiträgen und Hochschulabgaben, insbesondere zur Höhe 
des allgemeinen und des besonderen Gasthörer- sowie des Zweithörer-
beitrags und zu den einzelnen Tatbeständen und zur Höhe der Beiträge 
nach § 5, zum Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen, zu den Fällen, 
in denen eine Forderung notleidend geworden ist und in denen eine 
Rückzahlung aufgrund einer Begrenzung der Darlehenslasten im Sinne 
des § 18 Abs. 3 entfällt oder ausfällt, und zu der Verarbeitung personen-
bezogener Daten zu bestimmen. Das Ministerium wird ferner ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung weitere Bestimmungen über die Erhebung, 
Stundung, Ermäßigung oder den Erlass der Studienbeiträge und Hoch-
schulabgaben zu erlassen. Das Ministerium kann durch Rechtsverord-
nung für Angebote der Hochschule, die kein grundständiges Studium oder 
Weiterbildung sind, Abgabentatbestände und Abgabensätze vorsehen. 
Das Ministerium kann die Ermächtigung nach den Sätzen 1 und 3 durch 
Rechtsverordnung jederzeit widerruflich ganz oder teilweise auf die Hoch-
schulen übertragen. 

(2) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zur 
Berechnung des Zinssatzes der Studienbeitragsdarlehen, zur Gewährung 
und Rückzahlung dieser Darlehen und zu den Voraussetzungen, unter 
denen von der Verpflichtung zur Rückzahlung dieser Darlehen freigestellt 
werden kann, zu bestimmen. Die Rechtsverordnung bedarf insoweit der 
Zustimmung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie des Landtags. 
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fahrens der Nachlagerung das Nähere der Zusammenarbeit und des Fi-
nanzflusses zwischen den Hochschulen, dem Ausfallfonds und der 
NRW.Bank und das Nähere zur Verwaltung des Vermögens des Ausfall-
fonds durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(4) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 und 2 dient der Anpassung der 
nach diesem Gesetz bestehenden Abgabenpflichtigkeit an die Entwick-
lung der Lebensverhältnisse und an die Landesplanung im Hochschulwe-
sen sowie zur Sicherung des Vollzugs dieses Gesetzes. Die Rechtsver-
ordnung auf der Grundlage der Absätze 2 und 3 bedarf des Einverneh-
mens mit dem Finanzministerium; Halbsatz 1 gilt auch hinsichtlich der 
Regelung der Fälle, in denen eine Forderung notleidend geworden ist und 
in denen eine Rückzahlung aufgrund einer Begrenzung der Darlehenslas-
ten im Sinne des § 18 Abs. 3 entfällt oder ausfällt. 

 
§ 20 

Ministerium, Beachtlichkeit der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften 

(1) Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das Ministerium für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie des Landes Nordrhein-
Westfalen. 

(2) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes, 
des Hochschulgesetzes oder des Satzungs- oder des sonstigen Rechts 
der Hochschule kann gegen die Beitragssatzung nach Ablauf eines Jah-
res seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 
a) die Beitragssatzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht wor-

den, 
b) das Präsidium oder das Rektorat hat den Senatsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vor-

her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Beitragssatzung ist auf die 
Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen. 

 
§ 21 

Vertrauensschutz 

(1) Die Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 kann für die erstmalig an einer 
Hochschule eingeschriebenen Studierenden eine Verpflichtung zur Ent-
richtung von Studienbeiträgen frühestens zum Wintersemester 2006/2007 
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vorsehen. 

(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung des Zweithörerbeitrags nach § 3 Abs. 3 
entsteht frühestens zum Sommersemester 2007. 

 
§ 22 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2006 in Kraft. Es tritt mit Ausnahme des Vierten 
Abschnitts mit Ablauf des 31. März 2013 außer Kraft. 



 

Seite 22 / 65

Art. 3 
Änderung des Hochschulgesetzes 

Das Gesetz über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hoch-
schulgesetz – HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der Hochschulreform (Hochschulre-
formweiterentwicklungsgesetz – HRWG) vom 30. November 2004 (GV. NRW. 
S. 752) wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des Zweiten Abschnitts wird das Wort „Stu-
diengebührenfreiheit“ durch die Wörter „Studienbeiträge, Hoch-
schulabgaben“ ersetzt. 

b)  Die Überschrift zu § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 Studienbeiträge und Hochschulabgaben“  

2. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 
Studienbeiträge und Hochschulabgaben 

Für das Studium werden Abgaben nach Maßgabe des Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetzes erhoben.“ 

3. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Text des Absatzes 1 wird zum neuen Text des 
§ 69. 

4. An § 84 Abs. 4 wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Hochschulen strukturieren ihre Studiengänge in Modulform 
und führen ein landeseinheitliches Leistungspunktsystem ein. Das Mi-
nisterium kann Ausnahmen für künstlerische Studiengänge vorsehen.“ 

5. An § 92 Abs. 1 Satz 3 wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 

„Die Hochschule soll durch Prüfungsordnung Höchstfristen für die Mit-
teilung der Bewertung von Prüfungen regeln.“ 

6. An § 106 Abs. 1 Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 
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trags- und Hochschulabgabengesetz als Selbstverwaltungsangelegen-
heit der Körperschaft.“ 

7. § 107 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. das Gebührenwesen mit Ausnahme der Erhebung der Studienbei-
träge nach dem Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz sowie 
das Kassen- und Rechnungswesen.“ 

Art. 4 
In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2006 in Kraft. 
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Begründung 
 

A. Allgemeiner Teil 

 
Das wichtigste Kapital einer entwickelten Industriegesellschaft ist die intellek-
tuelle Leistungsfähigkeit ihrer Bürgerinnen und Bürger und die Verfügbarkeit 
von auch akademisch gut ausgebildeten Fachkräften. Wissenschaft, For-
schung und technologische Entwicklung tragen maßgeblich zur Erhaltung und 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und der nachhaltigen Entwicklung von 
Wirtschaft und Gesellschaft bei. Eine wissenschaftlich exzellente, wirtschaft-
lich leistungsfähige und qualitativ hochwertig ausbildende Hochschulland-
schaft ist eine Bedingung für Innovation, für zukunftssichere Arbeitsplätze und 
für die kulturelle und ökonomische Wertschätzung Nordrhein-Westfalens. Die 
Stärkung des Wachstums, die Sicherung der bestehenden Arbeitsplätze und 
die Verbesserung der Rahmenbedingungen für zukunftssichere neue Arbeits-
plätze hängen entscheidend davon ab, dass die Hochschulen stärker wettbe-
werbsfähig werden, die Qualität ihrer Lehre verbessern können und dass die 
Studierenden sich als aktive Partner in den Prozess der Lehroptimierung ein-
bringen können. 

Dieses Gesetz gibt den Hochschulen Instrumente an die Hand, mit denen sie 
eine durchgreifende Verbesserung in der Qualität der Hochschullehre erzielen 
können. Die Hochschulen sind hier in die Pflicht genommen, sich Rechen-
schaft darüber abzulegen, inwiefern sie tatsächlich gewillt sind, die finanzielle 
Ausstattung der Lehre tatkräftig und grundlegend vor dem Hintergrund eines 
Studienbeitragssystems zu verbessern, welches niemanden von einem Studi-
um abschreckt. Entschließen sich die Hochschulen dazu, Beitragssatzungen 
zu erlassen, werden Studierende künftig mit einer finanziellen Nachfrage-
macht ausgestattet sein, der eine gestiegene Verantwortlichkeit der Hoch-
schulen für die Güte ihrer Lehre korrespondiert. Studienbeiträge schaffen eine 
Situation, die die Beziehungen zwischen Lehrenden und Lernenden verbes-
sert. Sie tragen zu einer Qualitätssteigerung von Lehre und Studium bei, in-
dem der Wert der Hochschulausbildung wieder mehr ins Bewusstsein der 
Studierenden und der Lehrenden rückt. Die Studierenden werden als Bei-
tragszahler auf die entsprechenden Leistungen in der Lehre hinwirken kön-
nen. Gleichzeitig wird ihnen durch die Bezahlung die Werthaltigkeit des Studi-



 

Seite 25 / 65ums bewusst. Dies führt zu einem effizienteren Studierverhalten und damit zu 
einer ökonomischeren Inanspruchnahme der Bildungsressourcen. 

Damit gelingt es, wettbewerbliche Steuerungsmechanismen in das Hoch-
schulsystem einzubringen. Falls Hochschulen durch Studienbeiträge praktisch 
Drittmittel für die Lehre erzielen können, werden Lehrleistungen im Anreizsys-
tem für die Lehrenden einen höheren Stellenwert erhalten. In der Zukunft wird 
mit bedarfsgerechten und differenzierten Studienangeboten von hoher Quali-
tät um Studierende geworben werden. Studienbeiträge führen zudem nicht nur 
auf der Angebotsseite, sondern auch auf der Nachfrageseite zu positiven 
Steuerungswirkungen: Studierende erhalten Anreize, ihr Studium in zeitlicher 
Hinsicht effizient zu organisieren und Lehrleistungen offensiv einzufordern. Sie 
erhalten Signale in Bezug auf Kosten und Nutzen, die mit einem Studium ver-
bunden sind. Dadurch wird die Informationslage bei Studienwahlentscheidun-
gen verbessert. Da durch das Studienbeitragsaufkommen die Qualität der 
Lehre verbessert wird, senken sich die Studienzeiten mit der Folge, dass Stu-
dienbeiträge die Opportunitätskosten der Studierenden in Form entgangenen 
Einkommens reduzieren. Auf diese Weise werden durch die Einführung von 
Studienbeiträgen die Gesamtkosten des Studiums für die Studierenden sin-
ken. 

Mit dem Gesetz zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit im Hochschul-
wesen wird daher ein Baustein gelegt, mit dem das Zukunftskapital Hochschu-
len nicht nur entschieden weiterentwickelt werden kann. Vielmehr ist die Ein-
führung von Studienbeiträgen notwendig, um dem im Interesse der Zukunfts-
fähigkeit unserer Gesellschaft überragend wichtigen öffentlichen Interesse an 
einer qualitativ hochwertigen Hochschulausbildung Rechnung zu tragen. Ohne 
die Einführung von Studienbeiträgen würde dieses überragend wichtige Ge-
meinschaftsgut nachhaltigen Schaden erleiden. 

Mit Studienbeiträgen wird Nordrhein-Westfalen zu einem Land der neuen 
Chancen und der Innovation. Die Gesamtausgaben für den Tertiärbereich 
liegen in vielen entwickelten Staaten deutlich höher als in Deutschland. Einer 
der maßgeblichen Gründe hierfür liegt in dem Umstand, dass in Deutschland 
die privaten Ausgaben für Bildung sehr niedrig sind. Wenn die Hochschulen in 
Deutschland ihre hervorragende Position in Forschung und Lehre erhalten 
und ausbauen wollen, müssen auch die privaten Bildungsausgaben gesteigert 
werden. Drittmittel müssen für die Lehre ebenso selbstverständlich werden, 
wie sie es für die Forschung geworden sind. Mit der Erhebung von Studienbei-
trägen werden derartige lehrbezogene Drittmittel den Hochschulen des Lan-
des zugeführt. 

Die Erhebung von Studienbeiträgen wird nicht dazu führen, dass entspre-
chend dem Beitragsaufkommen die staatliche Finanzierung der Hochschule 
verringert wird. Dies würde dem Charakter der Studienbeiträge als Drittmittel 
und dem Sinn und Zweck dieses Gesetzes zuwiderlaufen. 
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zurückgehen. Die internationalen Erfahrungen sprechen im Gegenteil dafür, 
dass sich bei der Einführung von Studienabgaben die Anzahl der Studieren-
den ausweiten wird. Studienbeiträge werden in die Verbesserung der Qualität 
der Lehre fließen. Das Studium wird damit zeitlich verkürzt werden. Wegen 
dieser Verkürzung erhöhen Studienbeiträge auch merklich die mit einer Hoch-
schulbildung verbundene Bildungsrendite. Den aufgewendeten Studienbeiträ-
gen steht ein finanziell höherer Gewinn durch eine früher aufgenommene Er-
werbstätigkeit gegenüber. Diese auf einer Hochschulausbildung beruhende 
Bildungsrendite wird in Deutschland typischerweise insgesamt nicht durch 
höhere Steuerleistungen und sonstige positive externe Effekte für die Volks-
wirtschaft ausgeglichen. Die Inanspruchnahme staatlicher, von der Gesamt-
heit der Steuerpflichtigen finanzierter Einrichtungen durch einen eingeschränk-
ten Kreis von Nutzerinnen und Nutzern rechtfertigt durchweg im Interesse ei-
ner gerechten Lastenverteilung in aller Regel eine Abgabenpflicht. Ohne Stu-
dienbeiträge würde mithin die gegenwärtig bestehende Umverteilung von 
Nicht-Hochschulabsolventinnen und -absolventen zu Hochschulabsolventin-
nen und -absolventen, die überdurchschnittliche Einkommen beziehen, beste-
hen bleiben. Studienbeiträge sind deshalb geeignet, eine Verbindung zwi-
schen der Finanzierung der Hochschulen und dem individuellen Vorteil der 
Studierenden herzustellen; sie tragen daher zu höherer Verteilungsgerechtig-
keit bei. 

Angesichts dieser Bildungsrendite ist die Abtragung der mit der Aufnahme des 
Studienbeitragsdarlehens verbundenen Schuldenlast hinnehmbar. Dies gilt 
um so mehr, als die Darlehenslasten aus dem Darlehen der Ausbildungsförde-
rung nach dem BAföG und dem Studienbeitragsdarlehen, welches auf der 
Grundlage dieses Gesetzes gewährt wird, auf einen moderaten Gesamtbetrag 
von 10.000 Euro begrenzt sind. Gerade der besonders schutzwürdige Kreis 
der Empfänger höherer Ausbildungsförderung nach dem BAföG wird damit 
wirtschaftlich von der Entrichtung von Studienbeiträgen grundsätzlich nicht 
betroffen sein. Darüber hinaus eröffnet ein Studium die Aussicht auf einen 
späteren Arbeitsplatz, der mit einem überdurchschnittlichen Gehalt und einem 
unterdurchschnittlichen Arbeitslosigkeitsrisiko verbunden ist. Dies muss sich in 
dem finanziellen Einsatz der Studierenden für ihr Studium widerspiegeln. Es 
muss vermieden werden, dass – wie derzeit – der weit überwiegende Anteil 
der nicht akademisch ausgebildeten Bevölkerung über ihre Steuerlast das 
Studium der Studierenden finanziert, die zu einem erheblichen Anteil aus A-
kademikerfamilien stammen und nach Abschluss des Studiums entsprechend 
höher dotierten Erwerbstätigkeiten nachgehen können. Dieses Gesetz trägt 
dazu bei, dass künftig nicht mehr einkommensschwache Familien zur Finan-
zierung des Studiums derjenigen Studierenden herangezogen werden, die 
einkommensstärkeren Familien entstammen. Insgesamt gesehen ist die Ein-
führung von Studienabgaben damit ein Akt tatkräftiger sozialer Gerechtigkeit. 

Das Studienbeitragsmodell besteht im wesentlichen aus drei Bestandteilen: 
der Beitragspflicht der Studierenden, die auf der Grundlage einer Beitragssat-
zung der Hochschule entsteht, der Bereitstellung von Darlehen, mit denen die 
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den kann und die im Gesamtbetrag zusammen mit dem Darlehensanteil der 
Ausbildungsförderung nach dem BAföG auf eine Summe von 10.000 Euro 
begrenzt sind, und schließlich die Übernahme des Risikos, dass Darlehens-
forderungen endgültig nicht mehr beglichen werden können, durch einen Aus-
fallfonds. 

Die Hochschulen können durch Beitragssatzung regeln, dass ihre Studieren-
den pro Semester einen Studienbeitrag in der moderaten Höhe von bis zu 500 
Euro entrichten müssen. Dieser Beitrag ist auch unter sozialen Gesichtspunk-
ten tragbar und schreckt nicht von der Aufnahme eines Studiums ab. Neben 
der Beitragshöhe verhindert das Institut der Nachlagerung effektiv, dass eine 
Sonderung im Zugang zu den Hochschulen nach den Besitzverhältnissen der 
Eltern eintreten kann. § 12 führt einen Kontrahierungszwang der NRW.Bank 
ein. Studierende können damit zu günstigen Zinskonditionen einen Darle-
hensvertrag abschließen, auf dessen Grundlage sie die Studienbeiträge leicht 
entrichten können. Das Studienbeitragsdarlehen ist grundsätzlich erst wäh-
rend der beruflichen Tätigkeit im Anschluss an das abgeschlossene Studium 
zurückzuzahlen. Personen mit einem geringen Einkommen sind zudem von 
der Rückzahlung solange befreit, wie ihre Einkommensschwäche andauert. 
Schließlich kann durch die Einrichtung eines Ausfallsfonds das finanzielle Ri-
siko der NRW.Bank abgefangen werden. Es ist der NRW.Bank daher möglich, 
die Studienbeitragsdarlehen für einen geringen Zinssatz anzubieten. Auch 
damit ist ein Stück sozialer Gerechtigkeit verbunden. 

 

 

B. Besonderer Teil  
 

Zu Artikel 1  

(Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes zur Einführung von Studienkonten und 
zur Erhebung von Hochschulgebühren (Studienkonten- und -finanzierungs-
gesetz – StKFG –) – StKFG-AufhebG –) 

 

Zu § 1 – Aufhebung des StKFG 

Mit der Einführung des Studienbeitrags- und Hochschulabgabengeset-
zes wird das Studienkonten- und -finanzierungsgesetz überflüssig. 
Dies gilt selbst dann, falls sich die Hochschulen dazu entschließen, 
keine Studienbeiträge zu erheben. Das StKFG wird daher aufgehoben. 
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Zu § 2 – Studienkonten, Kontoauszüge, Regelabbuchungen, Gebühren-
pflicht 

Absatz 1: 

Die Regelung stellt klar, dass aufgrund der Aufhebung des StKFG 
Restguthaben ersatzlos entfallen. 

Restguthaben rechnen nicht zum grundrechtlich geschützten Eigentum 
der Studierenden aus Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz. Restguthaben ge-
währen einen öffentlich-rechtlichen Anspruch. Derartige Ansprüche er-
starken nur dann zu einer eigentumsgleich verfestigten Rechtsposition, 
wenn diese Rechtsstellungen ihren Grund in eigener Leistung oder ei-
genem Kapitalaufwand der Berechtigten haben. Das Restguthaben 
wird den Studierenden aber gewährt, um Anreize für ein zügiges und 
effizientes Erststudium zu schaffen. Mit derartigen Anreizen wollte der 
Gesetzgeber des StKFG die mit dem von ihm gewünschten gebühren-
freien Erststudium verbundenen finanziellen Belastungen der öffentli-
chen Haushalte mindern. Restguthaben werden ausschließlich im öf-
fentlichen Interesse gewährt. Restguthaben können daher nicht zum 
verfassungsrechtlich geschützten Eigentum der Studierenden gerech-
net werden. 

Der für die Zukunft wirkende Wegfall der Restguthaben berührt auch 
kein schutzwürdiges Vertrauen der Studierenden. Zum einen haben 
die Studierenden durchweg noch keine Vertrauensdispositionen getä-
tigt, die einen Vertrauenstatbestand begründen könnten. Zum anderen 
wiegt das öffentliche Interesse, Studienbeiträge wegen der mit ihnen 
verbundenen Steuerungs- und Finanzierungsfunktion baldmöglichst 
einzuführen, höher als etwaige Erwartungen, Restguthaben blieben 
auch künftig erhalten. 

Absätze 2 und 3: 

Die Regelungen betreffen den Übergang zwischen dem Abgabenmo-
dell des Studienkonten- und -finanzierungsgesetzes und dem Abga-
benmodell des Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetzes und 
nehmen Rücksicht auf den Umstand, dass das Semester bei den Uni-
versitäten, Kunsthochschulen und Fachhochschulen zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten beginnt. 

Nach § 1 dieses Gesetzes tritt das StKFG zum 1. April 2007 außer 
Kraft. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Studienbeiträge nach § 9 
StKFG entsteht gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 1 RVO-StKFG indes bereits mit 
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rüberhinaus werden Studienkonten nach § 2 Abs. 1 StKFG für die Stu-
dierenden bereits mit ihrer Einschreibung in einem Studiengang einge-
richtet, soweit ihr Studium auf den Erwerb eines ersten berufsqualifizie-
renden Abschlusses gerichtet ist. Da bei den Fachhochschulen das 
Sommersemester 2007 bereits am 1. März 2007 beginnt, das StKFG 
aber erst zum 1. April 2007 außer Kraft tritt, muss vermieden werden, 
dass eine Gebührenpflicht nach § 9 Abs. 1 StKFG noch für das Som-
mersemester 2007 eintritt, dass für dieses Semester noch Studienkon-
ten neu eingerichtet werden müssen und dass für dieses Semester 
Regelabbuchungen stattfinden müssen. Dem dienen Absatz 2 und Ab-
satz 3. 

Absatz 4: 

Auf der Grundlage des § 1 Abs. 1 RVO-StKFG haben die Studierenden 
einen Kontoauszug erhalten, der in der Form eines Verwaltungsakts u. 
a. ein Studienguthaben ausweist. Absatz 4 dient der Rechtssicherheit, 
indem klargestellt wird, dass das ausgewiesene Studienguthaben und 
Restguthaben für die Zukunft keine Rechtswirkungen mehr entfaltet. 

 

Zu § 3 – Überführung von gewährten Bonusguthaben 

Absatz 1: 

Nach dem StKFG sind in den gleichen Fällen Bonusguthaben gewährt 
worden, für die nach § 8 Abs. 3 StBAG eine Befreiung oder Ermäßi-
gung von der Beitragspflicht ausgesprochen werden kann. Würde das 
StKFG nicht durch § 1 dieses Gesetzes aufgehoben, führten gewährte 
Bonusguthaben dazu, dass die Studiengebührenpflicht nach § 9 Abs. 1 
StKFG erst zu einem späteren Zeitpunkt eintreten würde, als dies der 
Fall wäre, wenn kein Bonusguthaben gewährt worden wäre. Wird das 
StKFG indes zum 1. April 2007 aufgehoben, sind Fallgestaltungen 
denkbar, in denen gewährte Bonussemester ihre aufschiebende Wir-
kung noch nicht haben entfalten können. 

Die insofern gewährten Bonussemester dürfen nicht verfallen, da ihrer 
Gewährung die gleichen gesetzgeberischen Wertungen zugrunde lie-
gen, die auch die Beitragsbefreiungen oder -ermäßigungen nach § 8 
Abs. 3 StBAG tragen. 

Hier greift Absatz 1 Satz 1 ein. Danach werden die o. g. Bonusgutha-
ben, die sich gebührenrechtlich noch nicht in der geschilderten Weise 
ausgewirkt haben, in Befreiungen nach § 8 Abs. 3 StBAG in dem Um-
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Nach § 9 Abs. 3 Satz 1 RVO-StKFG müssen – bis auf die Bonusgut-
haben wegen der studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Be-
hinderung oder schweren Erkrankung – keine vollen Bonusguthaben 
gewährt werden. 

Die insofern umgewandelten Bonussemester müssen dann zur Ver-
meidung eines Wertungswiderspruchs auf die Höchstzahl der nach der 
Beitragssatzung zulässigen Befreiungen angerechnet werden. Dem 
trägt Satz 2 Rechnung. 

Absatz 2: 

Die Modalitäten der Umwandlungen sollten landeseinheitlich zur Ge-
währleistung eines einfachen Verwaltungsvollzugs durch Rechtsver-
ordnung geregelt werden können. Hierfür leistet Absatz 2 die entspre-
chende Ermächtigung. 

 

Zu § 4 – Befristung 

Die Vorschrift regelt das Außer-Kraft-Treten des Gesetzes. 

 

 

Zu Artikel 2 

(Gesetz zur Erhebung von Studienbeiträgen und Hochschulabgaben (Stu-
dienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz – StBAG)) 

 

Zu § 1 – Anwendungsbereich 

Absatz 1 der Vorschrift regelt, dass sich das StBAG ausschließlich auf 
die Erhebung von Abgaben durch die Universitäten, Fachhochschulen 
und Kunsthochschulen im Sinne § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz bezieht. 
Die Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst (in Nordrhein-
Westfalen die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, die Fach-
hochschule für Rechtspflege und die Fachhochschule für Finanzen) 
sind vom StBAG ausgenommen worden, da ihre Studierenden als Be-
amte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst zum Land stehen und daher 
unentgeltlich ausgebildet werden. 
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den rechtlichen Rahmen des Gebührengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen ein. 

 

Zu § 2 – Studienbeitrag 

Absatz 1: 

Mit Absatz 1 werden die Hochschulen ermächtigt, auf der Grundlage 
einer Beitragssatzung Studienbeiträge in einer Höhe von bis zu 500 
Euro zu erheben. Mit dieser zumutbaren Beitragshöhe werden die Stu-
dierenden nur zu einem geringeren Teil zu den Kosten ihrer Ausbil-
dung herangezogen. Die Höhe des Beitrags gewährleistet dabei, dass 
einkommensschwache Studierwillige nicht von der Aufnahme eines 
Studiums abgehalten werden. 

Studienbeiträge werden zum Zwecke des Studiums erhoben. Dieser 
Zweckbindung entsprechend sieht Absatz 2 vor, dass das Gesamtauf-
kommen der Studienbeiträge zweckgebunden primär Lehre und Studi-
um zukommen muss. 

Für die Beitragspflicht ist es unerheblich, ob die Studierenden in einem 
Studiengang oder in mehreren Studiengängen an einer Hochschule 
eingeschrieben sind. In beiden Fällen fällt der Beitrag nur einmal pro 
Semester an. Das Gesetz verdeutlicht dies, indem „ein“ Beitrag „für 
das Studium“ erhoben wird. Falls die jeweilige Hochschule für ver-
schiedene Studiengänge unterschiedlich hohe Studienbeiträge fest-
setzt, kann daher gleichwohl nur ein Beitrag erhoben werden. Die 
Hochschule wird daher in ihrer Beitragssatzung Vorkehrungen zu tref-
fen haben, die die Beitragserhebung in diesem Falle regeln. 

Die Studienbeiträge werden „für das Studium“ erhoben. Daneben gibt 
Satz 2 dem Satzungsgeber Hinweise, welche Zielsetzungen er bei der 
Festsetzung der Höhe der Studienbeiträge beachten soll. Mit Blick auf 
das hohe öffentliche Interesse an einer Profilbildung der Hochschulen 
und an dem Wettbewerb unter den Hochschulen sowie angesichts ver-
schiedener fachlicher Lehrkulturen können die Beitragssatzungen für 
verschiedene Studiengänge verschieden hohe Studienbeiträge vorse-
hen, die sich zudem auch je nach Hochschule unterscheiden können. 

Mit Blick auf den Grundsatz der abgabenrechtlichen Gleichbehandlung 
und das Gebot, Missbräuche zu vermeiden, können Studienbeiträge in 
der Beitragssatzung – vorbehaltlich anderer Vorgaben in der Rechts-
verordnung nach § 19 Abs. 1 – hingegen nicht in der Höhe verschie-
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sein Studium faktisch als Teilzeitstudium organisiert oder nicht. Für 
Teilzeitstudierende des Fern- und Verbundstudiums und für Teilzeit-
studiengänge sieht Absatz 4 hier eine Sonderregelung vor. Dies dient 
zudem einem effizienten Einsatz der Verwaltungsressourcen. 

Unter die Beitragspflicht nach Absatz 1 fallen auch die sog. großen 
Zweithörerinnen und Zweithörer nach § 71 Abs. 2 HG. Ihre Beitrags-
pflicht ist erforderlich, da ansonsten die Gefahr bestünde, dass sich 
Studienwillige an einer Hochschule außerhalb Nordrhein-Westfalens 
einschreiben und dann als große Zweithörerin oder als großer Zweithö-
rer im Sinne § 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, ohne beitragspflichtig 
zu werden. Damit würde ihnen ein beitragsfreies Studium ermöglicht, 
ohne dass dies durch die Interessenlage gerechtfertigt wäre. Mit Blick 
auf den abgabenrechtlichen Grundsatz der Gleichbehandlung ist die 
Beitragspflichtigkeit des vorgenannten Personenkreises zumindest an-
gesichts einer Situation sachgerecht, in der noch nicht in sämtlichen 
Bundesländern Studienabgaben eingeführt worden sind. 

Studierende eines weiterbildenden Masterstudienganges nach § 90 
Abs. 3 HG werden in diesen Studiengang nicht eingeschrieben, son-
dern als Gasthörerinnen oder Gasthörer zugelassen, § 90 Abs. 2 Satz 
1 HG i. V. m. § 71 Abs. 3 HG. Sie unterliegen daher nicht der Studien-
beitragspflicht nach § 2 Abs. 1 StBAG, sondern entrichten den beson-
deren Gasthörerbeitrag nach § 3 Abs. 2 StBAG. 

Bei Doktorandinnen und Doktoranden überwiegt der forschungsnahe 
Charakter der Ausbildung. Diejenigen, die zum Promotionsstudium zu-
gangsberechtigt sind, werden daher nach § 97 Abs. 5 Satz 1 HG auf 
Antrag nicht als Studierende in einen Studiengang, sondern als Dokto-
randin oder als Doktorand an der Hochschule eingeschrieben. Dies gilt 
selbst dann, wenn das Promotionsstudium nach § 97 Abs. 2 Satz 2 HG 
als Studiengang durchgeführt und ggfls. durch einen vorangehenden 
Masterabschluss gegliedert wird. Denn ein derartig durchgeführtes o-
der untergliedertes Promotionsstudium verliert nicht seinen Charakter 
als Promotionsstudium, so dass es bei der Einschreibung als Dokto-
randin oder als Doktorand verbleibt. Wegen der fehlenden Einschrei-
bung als Studierende und mit Blick auf die Forschungsorientierung ih-
rer Studien unterfallen Doktorandinnen und Doktoranden daher nicht 
der Verpflichtung zur Entrichtung des Studienbeitrags. § 8 Abs. 1 Nr. 4 
StBAG stellt dies nur klar. 
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Absatz 2 sichert, dass die Einnahmen aus den Studienbeiträgen ziel-
gerichtet für eine Verbesserung der Lehre und der Studienbedingun-
gen verwendet werden. Dieses Gebot verwirklicht Art. 13 des Internati-
onalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 
19. Dezember 1966 (BGBl. II 1973, S. 1569) – IPWSKR – Rechnung. 
Aus Art. 13 IPWSKR folgt zudem das bundesrechtliche Verbot, die all-
gemeinen staatlichen Ausgaben im Hochschulbereich, die für die Leh-
re aufgewendet werden, aufgrund der Beteiligung der Hochschulen an 
dem Studienbeitragsaufkommen entsprechend diesem Aufkommen zu 
reduzieren (Verbot regressiver Schritte). Die zweckgebundene Einfüh-
rung von Studienbeiträgen stärkt damit sowohl die Qualität der Lehre 
und des Studiums als auch die Finanzierung der Hochschulen durch 
den staatlichen Zuschuss. 

In einem Studienbeitragssystem mit einem Anspruch auf ein Studien-
abschlussdarlehen muss gesichert sein, dass notleidend gewordene 
und ausfallende Darlehensschulden ersetzt werden. Die Ausgleichs-
zahlungen an den Ausfallfonds nach § 17 Abs. 3 sichern daher das 
Beitragsaufkommen und kommen somit zumindest mittelbar zugleich 
Lehre und Studium zugute. Das gleiche gilt für den Preis Qualität der 
Hochschullehre nach § 10. 

Im Rahmen der allgemeinen Zweckbindung für Lehre und Studium 
bewegt es sich, wenn ein geringer Teil der Beitragseinnahmen für Sti-
pendienprogramme für besonders qualifizierte bedürftige Studierende 
verwendet werden, mit denen die jeweiligen Studienbeiträge bezahlt 
werden können. Darüber hinaus können aus dem Beitragsaufkommen 
auch finanzielle Anreize für eine qualitativ hochwertige Lehre gesetzt 
werden, soweit derartige Anreize mit dem Besoldungsrecht vereinbar 
sind. 

Schließlich bewegen sich die für die erforderliche Verwaltung der Stu-
dienbeiträge aufzuwendenden Kosten innerhalb der allgemeinen 
Zweckbindung des Beitragsaufkommens. 

Absatz 2 regelt zudem ausdrücklich, dass das Beitragsaufkommen Mit-
tel Dritter ist. Damit wird der Charakter der Studienbeiträge unterstri-
chen, bei denen die Hochschule von dritter Seite finanzielle Mittel für 
die Verbesserung der Lehre und der Studienbedingungen aquiriert. Vor 
diesem Hintergrund ist das Beitragsaufkommen kapazitativ neutral. 
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Die Vorschrift stellt klar, dass die Beitragspflicht nach § 2 Abs. 1 nur 
entstehen kann, wenn die oder der Studierende in einen Studiengang 
eingeschrieben ist, der zu einem berufsqualifizierenden Abschluss 
führt. Bildungsangebote, die in der Weise eines Studienganges organi-
siert sind und die zu einem bloßen Zertifikat führen, lösen damit nicht 
die Beitragspflicht aus. Das gleiche gilt für den Status einer Meister-
schülerin oder eines Meisterschülers bei den Kunstakademien. 

Absatz 4: 

Satz 1 führt das Institut der oder des Teilzeitstudierenden ein. Teilzeit-
studierende im Sinne dieser Vorschrift sind zu ein Halb des Vollzeit-
studiums von Studiengängen des Fern- oder Verbundstudiums einge-
schrieben. Die volle Beitragspflicht ist hier nicht gerechtfertigt. Damit 
für eingeschriebene Teilzeitstudierende nur die Hälfte der für das Voll-
zeitstudium angesetzten Studienbeiträge anfallen können, müssen 
zwei Voraussetzungen erfüllt sein. Zum einen müssen die Studieren-
den ausschließlich in Studiengängen des Fern- oder Verbundstudiums 
eingeschrieben sein. Sind sie daneben noch in weitere grundständige 
Studiengänge außerhalb des Fern- und Verbundstudiums eingeschrie-
ben, kommt es zur vollen Beitragspflicht nach Maßgabe der Beitrags-
satzung. Zum anderen müssen die Betreffenden ausschließlich als 
Teilzeitstudierende eingeschrieben sein. Studieren Teilzeitstudierende 
darüber hinaus weitere Studiengänge des Fern- und Verbundstudiums, 
kommen für sie Sonderregelungen in der Beitragssatzung nach Absatz 
4 nicht in Betracht. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und um Missbrauchsge-
fahren zu begegnen, ist das Maß des Teilzeitstudiums auf die Hälfte 
des Maßes des Vollzeitstudiums festgesetzt. Für diejenigen einge-
schriebenen Teilzeitstudierenden, die tatsächlich im Semester weniger 
als die Hälfte der Zeit studieren, die üblicherweise Vollzeitstudierende 
für ihr Studium aufwenden, kann daher ihr ermäßigter Beitrag nicht 
nochmals proportional zum Maß ihres Arbeitseinsatzes ermäßigt wer-
den. Umgekehrt ist eine Ermäßigung des Studienbeitrags nur bei einer 
Verringerung der üblicherweise für das Studium aufzuwendenden Zeit 
auf die Hälfte sachgerecht. Andernfalls käme es zu nicht fassbaren 
Abgrenzungsschwierigkeiten. 

Der Status der oder des Teilzeitstudierenden setzt im übrigen voraus, 
dass die Einschreibungsordnung der jeweiligen Hochschule eine derar-
tige Einschreibung eröffnet und dass die Betreffenden „als Teilzeitstu-
dierende“ oder „als Teilzeitstudierender“ eingeschrieben sind. 
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schließlich als Teilzeitstudiengänge organisiert sind und demnach auch 
nur in Teilzeit studiert werden können. Satz 2 betrifft hingegen nicht 
das sog. faktische Teilzeitstudium von Studiengängen, die als Vollzeit-
studiengänge angelegt sind und auch in dieser Form studiert werden. 

Absatz 5: 

Da der Studienbeitrag bei sog. großen Zweithörerinnen und Zweithörer 
mehrfach anfallen kann, sieht Satz 1 des Absatzes 5 vor, dass die 
Hochschulen durch Vereinbarungen nach § 109 Satz 2 HG regeln 
können, dass im Falle einer gegenseitigen Abstimmung ihres Lehran-
gebotes oder bei einer sonstigen übergreifenden Zusammenarbeit der 
Hochschulen in Lehre und Studium der Studienbeitrag trotz mehrfa-
cher Einschreibung nur einmal anfällt. Durch Vereinbarung regeln die 
beteiligten Hochschulen zudem, nach welcher Weise sich das Bei-
tragsaufkommen auf die beteiligten Hochschulen verteilt. Da es in ver-
schiedenen Bereichen, insbesondere im Bereich der Lehramtsausbil-
dung mit künstlerischen Fächern, sachgerechte Bedarfe gibt, die Bei-
tragsrechtslage auch ohne Hochschulvereinbarungen zu regeln, sieht 
Satz 2 eine entsprechende Rechtsverordnungsermächtigung vor. 

 

Zu § 3 – Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag, Zweithörerbei-
trag 

Die Vorschrift zeichnet ohne sachliche Änderung im wesentlichen § 10 
StKFG nach. Die neue Abgabenpflichtigkeit der Zweithörerin oder des 
Zweithörers ist deshalb gerechtfertigt, weil sie oder er in der gleichen 
Weise wie eine Gasthörerin oder ein Gasthörer an der Lehrleistung der 
Hochschule partizipiert. 

Die Abgaben nach § 3 werden für die bloße Möglichkeit der Teilnahme 
an der öffentlichen Leistung erhoben und stellen daher einen Beitrag 
dar. Die Höhe der Gasthörer- und Zweithörerbeiträge wird nach § 19 
Abs. 1 in einer Rechtsverordnung geregelt. Der Verordnungsgeber ori-
entiert sich dabei beim besonderen Gasthörerbeitrag grundsätzlich 
daran, dass durch die Beiträge der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
vornehmlich die vollen Kosten der Weiterbildung finanziert werden. 

 

Zu § 4 – Ausfertigungs- und Verspätungsgebühren 

Die Vorschrift zeichnet ohne wesentliche Änderung § 11 StKFG nach. 
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Zu § 5 – Studienkollegs- und Betreuungsbeitrag 

Absatz 1: 

Sowohl die Betreuung ausländischer Studierender als auch deren vor-
herige Unterrichtung in einem Studienkolleg sind aufwändige Maß-
nahmen, die hohe Kosten verursachen. Dem trägt Satz 1 durch die 
Möglichkeit einer finanzwirtschaftlichen Absicherung Rechnung. Die 
Vorschrift sichert die in § 3 Abs. 8 HG bekräftigte Aufgabe der Hoch-
schulen, ihre ausländischen Studierenden sachgerecht zu betreuen. 
Da eine Betreuung ausländischer Studierender über das hinausgeht, 
was die Hochschule bereits bei der Auswahl ausländischer Studieren-
der geleistet hat, ist es gerechtfertigt, über die dafür vorgesehene Mög-
lichkeit der Erhebung von Auswahlgebühren hinaus noch einen weite-
ren Beitrag zu erheben. 

Satz 2 übernimmt im wesentlichen die derzeit schon bestehende Ver-
pflichtung zur Entrichtung von Auswahlgebühren nach § 69 Abs. 2 HG. 
Die Neufassung sichert dabei, dass sämtliche Auswahlaufwände in 
den Hochschulen unabhängig von ihrem Entstehungsort (Zentralebene 
oder Fachbereichsebene) erfasst werden können. § 69 Abs. 2 HG wird 
dementsprechend durch Art. 3 Nr. 3 dieses Gesetzes gestrichen. 

Satz 3 trägt dem Umstand Rechnung, dass Beiträge und Gebühren 
nach den Sätzen 1 und 2 für die in Satz 3 genannten Personenkreise 
nicht sachgerecht sind, da für diese Personenkreise typischerweise 
weder eine stärkere Betreuung sinnvoll noch angesichts § 66 Abs. 5 
Sätze 3 und 4 HG ein besonderes Auswahlverfahren sachgerecht ist. 

Mit Satz 4 Halbsatz 1 wird die Fallgestaltung aufgegriffen, bei der eine 
Einschreibung vorliegt im Rahmen zwischenstaatlicher, übernationaler 
oder hochschulischer Abkommen, die Gebührenfreiheit auf Gegensei-
tigkeit garantieren. Hier würde eine Verpflichtung zur Entrichtung des 
Betreuungsbeitrags dem Abkommen zuwiderlaufen. Satz 4 Halbsatz 2 
zieht aus diesem Befund die sachgerechte Konsequenz, dass kein An-
spruch auf Entgegennahme der Betreuungsleistung besteht, wenn der 
Betreuungsbeitrag nicht entrichtet wird. 

Absatz 2: 

Die Regelung sichert, dass die Leistungen der Hochschule oder des 
Studienkollegs erst erbracht werden müssen, wenn die Abgaben nach 
Absatz 1 entrichtet worden sind. 
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Zu § 6 – Gebühren beim Fern- und Verbundstudium 

Die Vorschrift zeichnet ohne sachliche Änderung die bislang für das 
Fern- und Verbundstudium bestehende Gebührenregelung des StKFG 
nach. 

 

Zu § 7 – Entstehung und Fälligkeit der Studienabgaben 

Absatz 1: 

Die Vorschrift zeichnet in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 ohne wesentliche Ände-
rungen die schon beim Studienkonten- und -finanzierungsgesetz gel-
tenden Regelungen hinsichtlich der Entstehung und Fälligkeit der Stu-
dienabgaben nach. Absatz 1 Nr. 6 bis 8 lässt es zu, dass in der 
Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 der Zeitpunkt, in dem die Pflicht 
zur Entrichtung der dort genannten Abgaben entsteht, später angesetzt 
werden kann. 

Absatz 2: 

Satz 1 regelt die Fälligkeit der Abgabenpflicht. 

Satz 2 regelt den Fall, dass sich eine Studierende oder ein Studieren-
der kurz nach Semesterbeginn, aber noch vor Vorlesungsbeginn ex-
matrikulieren, bsp. weil sie oder er an einer anderen Hochschule, an 
der sie oder er sich beworben haben, im Nachrückverfahren einen 
Studienplatz erhalten haben. Da die Studierenden in diesen Fällen ty-
pischerweise noch keine oder nur in sehr geringem Umfang Lehrleis-
tungen in Anspruch genommen haben, ist es gerechtfertigt, den für das 
betreffende Semester geleisteten Studienbeitrag zu erstatten. Der Bei-
tragsbescheid, der in aller Regel vor Semesterbeginn ergeht, wird ge-
genstandslos, ohne dass es einer förmlichen Aufhebung bedarf. Bei 
einer späteren Exmatrikulation ist eine Erstattung des Studienbeitrags 
für das betreffende Semester nicht mehr möglich. 

 

Zu § 8 – Ausnahmen von der Abgabenpflicht, Abgabenermäßigung und 
Abgabenerlass 

Absatz 1: 
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trags nach Absatz 1 Nr. 1, 2 und 3 gründen darin, dass während der 
dort genannten Umstände durchweg keine Hochschulleistungen rele-
vant in Anspruch genommen werden. Absatz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 stellt 
dabei aus Gründen der abgabenrechtlichen Gleichbehandlung und mit 
Blick auf ansonsten bestehende Umgehungsmöglichkeiten der Bei-
tragspflicht klar, dass die Vorbereitung auf eine Abschlussprüfung kei-
nen wichtigen Grund im Sinne § 65 Abs. 5 Satz 2 Nr. 8 HG darstellt. 
Während der Vorbereitung auf Abschlussprüfungen werden durchweg 
Leistungen der Hochschule etwa in Form der Betreuung von Ab-
schlussarbeiten in Anspruch genommen. 

Absatz 1 Nr. 4 unterstreicht nochmals ausdrücklich die sich schon aus 
der Ermächtigungsnorm des § 2 Abs. 1 ergebende Rechtsfolge, dass 
eingeschriebene Doktorandinnen und Doktoranden nicht beitragspflich-
tig werden. Zugleich stellt die Vorschrift klar, dass die Beitragspflicht 
gleichwohl entsteht, wenn sich Doktorandinnen und Doktoranden au-
ßerhalb ihres Promotionsstudiums in einen Studiengang einschreiben, 
der kein Promotionsstudiengang ist und auch keinen Masterstudien-
gang darstellt, der den Promotionsstudiengang nach § 97 Abs. 2 Satz 
2 HG untergliedert. 

Nach § 65 Abs. 7 HG können die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
einer im Wege des Franchising stattfindenden Vorbereitung nach § 96 
Abs. 1 Satz 4 HG an derjenigen Hochschule als Studierende einge-
schrieben werden, die als Franchisepartner die Vorbereitung begleitet. 
Da die Ausbildungsleistungen indes durchweg der nichthochschulische 
Franchisepartner erbringt, ist eine Beitragspflicht der o. g. Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer nicht angezeigt. Diesem Umstand trägt Absatz 
1 Nr. 5 Rechnung. 

Absatz 1 Nr. 6 zieht die abgabenrechtlichen Folgen aus dem Umstand, 
dass bei den dort genannten Fallgestaltungen eine Finanzierung des 
Lehrangebots durch die Hochschule nicht stattfindet. Voraussetzung 
für die Ausnahme von der Beitragspflicht ist, dass der jeweilig studierte 
Studiengang ausschließlich durch Dritte finanziert wird; dies muss an-
hand einer Vollkostenrechnung ermittelt und aus Gründen der Rechts-
sicherheit vom Ministerium festgestellt worden sein. Sobald sich die 
Studierenden in einen weiteren Studiengang einschreiben, der nicht 
ausschließlich mit Mitteln Dritter finanziert wird, entsteht die Beitrags-
pflicht auf der Grundlage einer Beitragssatzung nach § 2 Abs.1. 
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Absatz 2 zieht hinsichtlich der Beitragspflicht ausländischer Studieren-
der die gebührenrechtlichen Folgen aus Verpflichtungen, die aus Ab-
kommen resultieren, die Gebührenfreiheit auf Gegenseitigkeit vorse-
hen. Darüber hinaus können durch Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 
1 Satz 2 die Hochschulen ermächtigt werden, in ihrer Beitragssatzung 
vorzusehen, dass ausländische Studierende im Einzelfall von der Ent-
richtung des Studienbeitrages befreit werden können, wenn die Hoch-
schule ein besonderes Interesse an der Bildungszusammenarbeit mit 
dem Herkunftsland hat. Damit können etwaigen öffentlichen Interessen 
im Bereich der Internationalisierung der Hochschulen Rechnung getra-
gen werden. 

Absatz 3: 

Die Befreiung von der Verpflichtung zur Entrichtung der Studienbeiträ-
ge setzt sachliche Gründe voraus, die mit Blick auf den verfassungs-
rechtlichen Grundsatz der abgabenrechtlichen Gleichbehandlung die 
Befreiung rechtfertigen können; das gleiche gilt für Ermäßigungen der 
Höhe der Beitragsverpflichtung. Typischerweise entscheiden die Stu-
dierenden selbst, wie sie ihr Studium gestalten. In den in Absatz 3 ge-
nannten Fallgestaltungen ist diese Entscheidungsfreiheit indes durch 
äußere Umstände eingeschränkt, die für die betroffenen Studierenden 
unabweislich sind oder in der Teilhabe an der Hochschul-, Studieren-
denschafts- oder Studentenwerksorganisation gründen. Eine Befreiung 
von der Beitragspflicht ist hier nach Maßgabe der Beitragssatzung 
sachgerecht. Sonstige, in Absatz 3 nicht genannte Umstände, die die 
Studiengestaltung des einzelnen beeinflussen, sind durchweg nicht in 
diesem Sinne unabweisbar oder durch relevante Organisationsgründe 
getragen. Eine Befreiung nach Absatz 3 scheidet damit für diese 
Gründe aus. 

Im Einzelnen: 

a) 

Im Falle der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des Satzes 1 
Nr. 1 ist die Befreiung gerechtfertigt durch das besondere, verfas-
sungsrechtlich untermauerte Schutzbedürfnis minderjähriger Kinder 
(Art. 6 Abs. 1 GG – Schutz von Ehe und Familie) und der Mutter (Art. 6 
Abs. 4 GG). Zudem werden aufgrund der Kinderbetreuung die Hoch-
schulleistungen typischerweise in einem geringeren Umfang in An-
spruch genommen als bei kinderlosen, nicht betreuenden Studieren-
den. Diese verringerte Inanspruchnahme der Hochschulleistungen ist 
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Wunsch der betreuenden Studierenden entspricht, sondern einer ge-
setzlichen Rechtspflicht zur elterlichen Sorge Rechnung trägt. 

Die Pflege und Erziehung des minderjährigen Kindes muss während 
des Studiums erfolgen, um eine Befreiung in Anspruch nehmen zu 
können. Erziehen beide Elternteile während ihres Studiums das Kind, 
kann die Befreiung gleichwohl nur einmal in Anspruch genommen wer-
den. Stellen beide Elternteile den Antrag auf Befreiung, wird die Be-
freiung demjenigen Elternteil gewährt, mit dem das Kind in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, da damit das Tatbestandsmerkmal der Pflege oder 
der Erziehung typischerweise eher erfüllt sein wird. Lebt das Kind in 
häuslicher Gemeinschaft beider Eltern und einigen sie sich nicht, wem 
die Befreiung gewährt werden soll, kommt eine hälftige Teilung des 
Studienbeitrags oder eine Entscheidung durch das Los in Frage, wel-
chem Elternteil die Befreiung gewährt wird. Im Einzelnen wird die Ver-
waltungspraxis diese Entscheidungen treffen müssen. 

b) 

Im Falle der Mitwirkung in Organen nach Satz 1 Nr. 2 ist die Befreiung 
für die Vertreterinnen und Vertreter in Organen der Hochschule durch 
das Benachteiligungsverbot nach § 37 Abs. 3 HRG gerechtfertigt. Für 
die Vertreterinnen und Vertreter in den Organen der Studierenden-
schaft gründet die Befreiung in dem Umstand, dass die Studierenden-
schaft die Aufgaben nach § 72 Abs. 2 Satz 2 HG wahrnimmt und dabei 
insbesondere nach § 72 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 HG an der Erfüllung der 
Aufgaben der Hochschule nach § 3 HG mitwirkt. Organe der Studie-
rendenschaft sind aus Gründen der Rechtssicherheit nur die in § 74 
Abs. 1 HG genannten Organe, also das Studierendenparlament und 
der Allgemeine Studierendenausschuss. Zu den Organen der Studie-
rendenschaft rechnen zwar nicht die Organe der Fachschaften, da 
Fachschaften nach § 77 Abs. 1 HG Untergliederungen der Studieren-
denschaft darstellen und daher nicht zugleich Organe der Studieren-
denschaft sein können. Die Arbeit, die Studierende in den Organen der 
Fachschaften leisten, ist für die Hochschule indes unter Lehrgesichts-
punkten wichtig. Mit Blick auf diesen Umstand sind die Organe der 
Fachschaften den Organen der Studierendenschaft gleichgestellt wor-
den. Die Beitragsbefreiung ist für die Vertreterinnen und Vertreter in 
den Organen der Studentenwerke mit Rücksicht auf die hochschulun-
terstützenden Aufgaben der Studentenwerke aus § 2 StWG gerechtfer-
tigt. 
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Bei der Gleichstellungsbeauftragung ist eine Beitragsbefreiung durch 
den verfassungsrechtlichen Gleichstellungsauftrag von Frauen und 
Männern (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG) gerechtfertigt. 

d) 

Im Falle der studienzeitverlängernden Auswirkung einer Behinderung 
oder einer schweren Erkrankung ist die Befreiung gerechtfertigt durch 
das verfassungsrechtliche Benachteiligungsverbot für behinderte Men-
schen (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG) und für studienzeitverlängernd schwer 
erkrankte Studierende durch das Sozialstaatsprinzip des Grundgeset-
zes. Dabei führt nicht jede Behinderung oder schwere Erkrankung zu 
einer Beitragsbefreiung. Vielmehr müssen die körperlichen Beeinträch-
tigungen studienzeitverlängernd sein. Sie müssen mithin dazu führen, 
dass die Studierfähigkeit bezogen auf das jeweilige Semester über ei-
nen längeren Zeitraum so erheblich herabgesetzt ist, dass ein ord-
nungsgemäßes Studium nicht mehr möglich ist. Auch eine chronische 
Erkrankung kann bei einem entsprechenden Schweregrad zu einer 
Beitragsbefreiung führen. 

Als Nachweis für die studienzeitverlängernde Auswirkung einer Behin-
derung oder schweren Erkrankung kann ein fachärztliches Attest oder 
ergänzend die Stellungnahme der Behindertenbeauftragten oder des 
Behindertenbeauftragten der Hochschule, die Stellungnahme anderer 
einschlägig kompetenter Behindertenverbände oder -organisationen 
oder andere geeignete Nachweise dienen. 

e) 

Satz 2 regelt das Konkurrenzverhältnis zwischen Befreiung und Beur-
laubung. Beurlaubte Studierende, die dem Grunde nach einen Befrei-
ungstatbestand erfüllen, brauchen daher mit Blick auf Absatz 1 Nr. 1 
nicht eigens einen Antrag auf Befreiung stellen. 

f) 

Satz 3 behandelt die Ermäßigungen und Befreiungen für das Teilzeit-
studium. Bei eingeschriebenen Teilzeitstudierenden des Fern- oder 
Verbundstudiums soll nach § 2 Abs. 4 Satz 1 die Beitragssatzung eine 
Verringerung des Studienbeitrages um die Hälfte vorsehen, da diese 
Studierenden in Teilzeit die Leistungen der Hochschule entsprechend 
geringer pro Semester in Anspruch nehmen. Darüber hinaus können 
Studierenden von Teilzeitstudiengängen nach § 2 Abs. 4 Satz 2 die 
Studienbeiträge ermäßigt werden. Satz 3 zieht hieraus für die Befrei-
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zeitstudierende oder Studierende in Teilzeitstudiengängen, denen Be-
freiungen nach Satz 1 gewährt worden sind, in den Status von Vollzeit-
studierenden wechseln und in diesem Status eine Befreiung nach Satz 
1 beantragen, muss die Zahl der während des Teilzeitstatus gewährten 
Befreiungen auf den Vollzeitstatus umgerechnet werden. Sind zwei Be-
freiungen während des Teilzeitstatus gewährt worden, sind die nun-
mehr im Vollzeitstatus eingeschriebenen Studierenden so zu stellen, 
als ob ihnen erst eine Befreiung gewährt worden sei. Das Nähere re-
gelt die Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1, die zudem für das Teil-
zeitstudium sonstige Ermäßigungen vorsehen kann, wenn und solange 
die Hochschule hinreichende Nachweise sichert, dass die betreffenden 
Studierenden in Teilzeit studieren und dass Missbrauchsmöglichkeiten 
ansonsten unterbunden werden können. 

 
Absatz 4: 

Der Ausgleich sozialer Härten erfolgt in dem Studienbeitragsmodell mit 
nachgelagerter Finanzierung nach den §§ 12 bis 14, gekoppelt mit der 
Begrenzung der Darlehenslasten nach § 15, mit dem die Gesamtbelas-
tung der Studienbeitragsschuld gedeckelt wird. Mit diesem System 
wird dem Gebot des Bundesverfassungsgerichts hinreichend nachge-
kommen, dass bei der Einführung von Studienabgaben den Belangen 
einkommensschwacher Bevölkerungskreise durch sozialstaatliche, auf 
die Wahrung gleicher Bildungschancen bedachten Regelungen ange-
messen Rechnung getragen werden muss. Studienbeiträge können in 
einem derartigen System nicht sozial abschreckend wirken. Eine Son-
derung im Zugang zu den Hochschulen nach den Besitzverhältnissen 
der Eltern wird effektiv verhindert. 

In einem Studienbeitragsmodell mit Nachlagerung kann eine etwaig 
während des Studiums bestehende Einkommensschwäche der Studie-
renden schlechterdings nicht dazu führen, dass das der ersten Be-
rufsausbildung dienende Studium nicht aufgenommen oder fortgeführt 
werden kann. Denn eine Finanzierung der Studienbeiträge ist über den 
Abschluss eines Studienbeitragsdarlehens nach § 12 möglich. Auch 
die Befürchtung, nach dem Studienabschluss nicht über hinreichende 
finanzielle Mittel zur Rückzahlung des Studienbeitragsdarlehens zu 
verfügen, kann nicht von einem Studium abschrecken, wenn – wie 
nach § 14 – eine Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung 
des Studienbeitragsdarlehens bei einer Einkommensschwäche statt-
haft ist. Schließlich kann auch die Befürchtung, die Darlehenslast wür-
de zu umfangreich, nicht abschreckend wirken, da die finanzielle Ge-
samtlast der Rückzahlungsverpflichtungen nach § 15 auf die moderate 



 

Seite 43 / 65Summe von 10.000 Euro gedeckelt ist, womit vor allem die besonders 
schutzwürdigen Studierenden, die einen greifbaren Betrag an Ausbil-
dungsförderung nach dem BAföG erhalten, praktisch im wirtschaftli-
chen Ergebnis keine Studienbeiträge bezahlen müssen. 

Bei einem System der Nachlagerung mit Freistellung und Schuldende-
ckelung besteht daher für eine allgemeine Härtefallklausel durchweg 
kein Bedürfnis mehr. Dies gilt um so mehr, als die Prüfung, ob ein Här-
tefall gegeben ist, zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand führt, der 
angesichts der finanziellen Situation der öffentlichen Haushalte ver-
stärkt rechtfertigungsbedürftig ist und der im Grundsatz nicht getragen 
werden kann. Gleichwohl kann die Vielfalt der Lebenswirklichkeit zu 
Einzelfällen führen, in denen den betroffenen Studierenden trotz allem 
eine Beitragspflichtigkeit nicht zugemutet werden kann. Eine Abwä-
gung zwischen derartigen Interessenlagen, dem bestehenden Aus-
gleich etwaiger Härten durch das System der Nachlagerung und dem 
Maß des tragbaren Verwaltungsaufwands ergibt, dass eine allgemeine 
Härtefallklausel auf äußerst unbillige Umstände beschränkt sein muss, 
bei denen zudem ein strenger Maßstab anzulegen ist. 

Eine unbillige Härte im Sinne des Absatzes 4 kommt daher nur bei be-
sonderen Umständen des Einzelfalles in Betracht. Es muss sich also 
etwa um Umstände handeln, die eine derartige Besonderheit aufwei-
sen, dass sie nicht bereits über das System der Nachlagerung erfasst 
werden können. Zudem müssen die Umstände für den einzelnen un-
abweisbar sein. Die Umstände müssen mithin in eine Zwangslage füh-
ren, aus der die betroffenen Studierenden nur mit unzumutbarem Auf-
wand herausfinden können. 

Da die mit der Beitragspflicht verbundenen wirtschaftlichen Härten zu-
dem über das System der Nachlagerung aufgefangen werden, muss 
die unbillige Härte über die bloße Beitragspflichtigkeit hinausgehen und 
die wirtschaftliche Existenz der oder des Betreffenden gefährden. Für 
eine unbillige Härte kommen daher etwa Fallgestaltungen in Frage, bei 
denen die Studierenden derartig hoch verschuldet sind, dass ihnen ei-
ne weitere Darlehensbelastung schlechterdings nicht mehr zugemutet 
werden kann. 

In den Fällen des Zweitstudiums, bei denen ein Studienbeitragsdarle-
hen nicht mehr in Anspruch genommen werden kann, können die Stu-
dierenden grundsätzlich nur in äußersten Notfällen eine unbillige Härte 
geltend machen. Diese Studierenden haben bereits über ihr Erststudi-
um an dem Studienbeitragsmodell mit nachgelagerter Zahlung partizi-
piert oder ihr Erststudium vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes ge-
bührenfrei absolviert. Mit Blick auf diesen Umstand und vor dem Hin-



 

Seite 44 / 65tergrund, dass die Hochschule sie schon durch ihr Erststudium für den 
Arbeitsmarkt qualifiziert hat, kann ihnen daher durchweg die Entrich-
tung von Studienbeiträgen zugemutet werden. 

Zur Verwaltungsvereinfachung muss das Vorliegen einer unbilligen 
Härte nicht bewiesen werden; vielmehr reicht nach Satz 2 eine Glaub-
haftmachung hin. Zur Glaubhaftmachung kann die Hochschule nach 
§ 9 Abs. 1 Sätze 2 und 3 die Vorlage geeigneter Unterlagen verlangen 
oder eine Versicherung an Eides Statt verlangen und abnehmen. 

 

Zu § 9 – Auskunftspflicht 

Absatz 1: 

Die Regelung trägt der Mitverantwortlichkeit der Studierenden im Sys-
tem der Studienabgaben Rechnung. Soweit die Abgabenpflicht von 
Angaben über Verhältnisse der oder des Studierenden zu Dritten ab-
hängt, kann auch eine Erklärung hinsichtlich dieser Verhältnisse ver-
langt werden. 

Absatz 2: 

Der Vollzug des StBAG ist ohne die Übermittlung personenbezogener 
Daten an die Hochschule und an die NRW.Bank durch andere öffentli-
che Stellen wie den staatlichen Prüfungsämtern nicht möglich. Aus die-
sem Grund werden diese Stellen – unter Beachtung des Grundsatzes 
der Erforderlichkeit – durch Absatz 2 zur Übermittlung dieser Daten 
verpflichtet. 

 

Zu § 10 – Preis für die Qualität der Hochschullehre und der Studien-
betreuung 

Mit den Studienbeiträgen soll die Qualität der Hochschullehre und des 
Studiums nachhaltig verbessert werden. Zu einer derartigen Qualitäts-
verbesserung trägt auch die Vergabe von Preisen bei, mit denen ein 
besonderes persönliches Engagement in der Lehre und eine beispiel-
hafte Lehrtätigkeit angemessen und nach außen sichtbar gewürdigt 
werden können. Die Preise sind zweckgebunden von der oder dem 
Geehrten für ihre Lehre, Forschung, Kunstausübung oder ihre künstle-
rischen Entwicklungsvorhaben, also etwa für die sächliche Ausstattung 
ihrer Professur oder ihres Arbeitsbereichs, zu verwenden. 
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Preis nach Absatz 1 und zu den Voraussetzungen der Preisverleihung 
nach Absatz 2 bestimmen. Die Hochschule kann dabei auch bestim-
men, dass der Preis nicht in einer Summe ausgekehrt wird. Damit kann 
dem Umstand Rechnung getragen werden, dass es sinnvoll sein kann, 
die mit der Auskehrung des Preises verbundene Belastung des Ge-
samtaufkommens der Studienbeiträge über die Zeit hinweg zu stre-
cken. 

 

Zu § 11 – Sicherung der Qualität der Lehr- und Studienorganisation 

Absatz 1: 

Bestandteil des Studienbeitragsmodells ist der Gedanke, dass sich die 
Studierenden als aktive Partner in den Prozess der Lehroptimierung 
einbringen können. Hierzu ist es erforderlich, eine institutionelle Anbie-
ter-Nachfrager-Situation zu generieren, die die Beziehungen zwischen 
Lehrenden und Lernenden verbessert. Es muss gesichert sein, dass 
die Studierenden als Beitragszahler auf die entsprechenden Leistun-
gen in der Lehre hinwirken können. Ein derartiger wirkmächtiger wett-
bewerblicher Steuerungsmechanismus setzt auch im Hochschulsystem 
voraus, dass Mängel in der gehörigen organisatorischen Erbringung 
des Studienangebots überhaupt dazu führen können, dass die Stu-
dienbeiträge nachträglich oder künftig verringert werden können. Dem 
dient diese Vorschrift. 

Sie erfasst mit Blick auf die verfassungsrechtlich geschützte Wissen-
schaftsfreiheit nicht die Inhalte, sondern ausschließlich die organisato-
rische Erbringung der Lehre. Damit sind beispielsweise folgende Fall-
gestaltungen erfasst: Die Hochschule organisiert in einem Semester ih-
ren Lehrbetrieb in einem Studiengang so, dass der Studienplan nach 
§ 86 Abs. 4 HG bei einzelnen oder bei mehreren Lehrveranstaltungen 
nicht eingehalten wird und beispielsweise die für das Semester vorge-
sehenen Pflichtlehrveranstaltungen nicht stattfinden. Weiteres Beispiel: 
Die Hochschule verstößt bei der Zulassung zu Lehrveranstaltungen, 
bei denen im Sinne des § 82 Abs. 3 Satz 1 HG eine Begrenzung der 
Teilnehmerzahl erforderlich ist, in erheblicher Weise gegen die Krite-
rien der Prioritäten nach § 82 Abs. 3 HG und schließt damit Studieren-
de unberechtigt von dem Besuch der Veranstaltung aus oder lässt 
nicht zum Besuch berechtigte Studierende zu der Lehrveranstaltung 
zu. Ein weiterer Fall einer mangelhaften Lehrorganisation kann vorlie-
gen, wenn die Hochschule die Mitteilungsfrist nach § 92 Abs. 1 Satz 4 
HG in einer Weise überschreitet, dass wegen der Fristüberschreitung 
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nachfolgenden Semester erfolgt und daher die oder der Studierende 
ihre oder seine weitere Studienplanung nicht ordnungsgemäß fortset-
zen oder sogar ihr oder sein Studium nicht zeitgerecht abschließen 
können. Schließlich können Fallgestaltungen erfasst sein, bei denen 
auch für die Zukunft absehbar ist, dass Mängel in der Organisation des 
Lehrbetriebs auftreten werden. Unter den Schutzbereich der Vorschrift 
fallen nur Mängel, die nicht bloß unerheblich sind. Der sporadische 
Ausfall von Lehrveranstaltungen oder eine nur kurzfristig andauernde 
Beeinträchtigung etwa des Laborbetriebs führt daher nicht zu einem 
beachtlichen Mangel im Sinne des Satzes 1. 

Ob derartige organisatorische Mängel in der Leistungserbringung der 
Lehre vorliegen, lässt sich nur anhand eines Vergleichs der erbrachten 
Leistung mit der nach den rechtlichen Vorgaben zu erbringenden Leis-
tung feststellen. Es würde indes zu einem untragbaren Verwaltungs-
aufwand führen, wenn dieser Vergleich individuell auf jeden Studieren-
den bezogen werden müsste. Die Regelung sieht daher vor, dass die 
Qualität der Lehrorganisation durch ein unabhängiges Prüfungsgremi-
um in einem objektiv-rechtlichen Verfahren überprüft wird. Die Siche-
rung der Qualität der Lehrorganisation erfolgt mithin nicht individuell, 
sondern institutionell. Individuelle Vorteile begründen daher keine sub-
jektiv-öffentlichen Rechte, sondern stellen nur objektiv-rechtliche Re-
flexe dar. Dem trägt auch Satz 5 Rechnung. 

Das Tätigwerden ausschließlich auf Selbstbefassung unterstreicht den 
selbstregulierenden Charakter des Prüfungsgremiums. Die Studieren-
den können über ihre studentischen Vertreterinnen und Vertreter in 
dem Prüfungsgremium ihre Anliegen in das Gremium hineintragen. 
Wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder des Prüfungsgremiums 
dessen Befassung zu einen Umstand wünschen, sollte das Prüfungs-
gremium dem nachkommen. 

Die Umsetzung einer Empfehlung könnte beispielsweise darin beste-
hen, dass die Hochschule künftig besondere Maßnahmen im Bereich 
der Studienorganisation ergreift. Auch könnten die Studienbeiträge der 
Studierenden, die in dem von der mangelhaften Leistung betroffenen 
Studiengang in dem jeweilig betroffenen Semester studieren, zu dem 
nächstmöglichen Zeitpunkt in der Weise ermäßigt werden, dass se-
mesterweise in dem betroffenen Studiengang Studienbeiträge künftig 
verringert werden oder dass bereits entrichtete Studienbeiträge rücker-
stattet werden. Mit Blick auf die Vielfalt sachgerechter Handlungsoptio-
nen und der nur vor Ort sachlich entscheidbaren Handlungsfolgen ist 
es sinnvoll, der Hochschule hier einen Ermessensspielraum zuzubilli-
gen, welche Rechtsfolge sie ergreifen will. Aufgrund dieser Vielfalt 
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es ausgeschlossen, dass die Qualität der Lehrorganisation schon bei 
der Überprüfung des Beitragsbescheides selbst rechtlich relevant wer-
den kann. Ansonsten würde der autonomen Entscheidung der Hoch-
schule, ob und inwieweit sie die Empfehlung umsetzt, vorgegriffen. 

Auf die Empfehlung und ihre Umsetzung bestehen ausweislich Satz 5 
keine individuellen Ansprüche. Etwaige Klagen auf Erlass einer Emp-
fehlung sind daher – auch mit Blick auf den objektiv-rechtlichen Cha-
rakter der Qualitätssicherung – unzulässig. 

Die Vorschrift lässt den Umstand unberührt, dass auch mit anderen 
Maßnahmen auf qualitative Mängel der Lehre reagiert werden kann. 
Sie schließt nicht aus, dass nicht nur ein, sondern mehrere Prüfungs-
gremien – etwa jeweils eigene Prüfungsgremien für die Fachbereiche 
einer Hochschule – eingerichtet werden. 

Absatz 2: 

In der Beitragssatzung muss die Hochschule insbesondere den Vor-
sitz, die Zusammensetzung und die Amtszeit der Mitglieder des Prü-
fungsgremiums nach Absatz 1 regeln. Damit wird dem Gedanken 
hochschulischer Autonomie Rechnung getragen. Da der Gedanke der 
Garantie in diesem Gesetz nicht individuell, sondern institutionell ange-
legt ist, bedarf es verfahrensmäßiger Vorkehrungen, mit denen die in-
stitutionelle Anbieter-Nachfrager-Situation ins Werk gesetzt werden 
kann. Hierzu ist gesetzlich vorgeschrieben, dass das Prüfungsgremium 
paritätisch mit Studierenden und sonstigen Personen (Mitglieder, An-
gehörige und Außenstehende) zu besetzen ist. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die oder der Vorsitzende, der grundsätzlich weder Mitglied 
noch Angehöriger der Hochschule und damit nicht in die verschiede-
nen Interessenkreise eingebunden ist. Zur oder zum Vorsitzenden soll 
möglichst eine Persönlichkeit gewählt werden, die über eine hinrei-
chend große Erfahrung verfügt, um dem Gewicht der Qualitätssiche-
rung Rechnung zu tragen. 

Die Hochschule soll sicherstellen, dass dem Prüfungsgremium mindes-
tens eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der weiteren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter angehört. 

 

Zu § 12 – Gewährung von Studienbeitragsdarlehen 

Der Anspruch der einzelnen Studierenden auf Abschluss eines Stu-
dienbeitragsdarlehens nach Maßgabe dieser Regelung ist der zentrale 
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rungsgerechtigkeit im Hochschulwesen in sozial ausgewogener Weise 
verwirklicht wird. Der Kontrahierungszwang nach § 12 Abs. 1 führt da-
zu, dass die Studierenden während der Zeit ihres Studiums keine fi-
nanziellen Mittel aufwenden müssen. Vielmehr müssen sie sich wirt-
schaftlich ausweislich § 13 erst zu einem Zeitpunkt an den Kosten ihrer 
Ausbildung beteiligen, in dem sie regelmäßig aufgrund ihrer hochschu-
lischen Bildung bereits eine gehobene berufliche Existenz begründet 
haben werden. Schlägt dies fehl, werden die Absolventinnen und Ab-
solventen von der Verpflichtung zur Rückzahlung der Studienbeitrags-
darlehen freigestellt, siehe § 14. 

Die Rechtsverhältnisse zwischen der NRW.Bank und der studierenden 
Darlehensnehmerin oder dem studierenden Darlehensnehmer sind 
ausschließlich privatrechtlicher Natur. Soweit in diesem Gesetz Rege-
lungen hinsichtlich der Gewährung des Studienbeitragsdarlehens ent-
halten sind, richten sich diese Regelungen an die NRW.Bank und ge-
bieten eine entsprechende Ausgestaltung des privatrechtlichen 
Rechtsverhältnisses zu den darlehensnehmenden Studierenden. Nur 
auf den Abschluss eines Darlehensvertrages mit einem derartigen In-
halt richten sich der Kontrahierungszwang der Bank und die entspre-
chenden Kontrahierungsansprüche der Studierenden. 

Im Einzelnen: 

Absatz 1: 

Studienbeitragspflichtige Studierende erhalten nach Absatz 1 Satz 1 
einen Anspruch gegen die NRW.Bank auf Abschluss eines privatrecht-
lichen Vertrages über ein Darlehen, mit dem die Finanzierung der Stu-
dienbeiträge gesichert werden kann. Eine Bonitätsprüfung findet nicht 
statt. Zum Kreis der studienbeitragspflichtigen Studierenden zählen 
auch studienbeitragspflichtige Zweithörerinnen und -hörer im Sinne 
des § 71 Abs. 2 HG. Nach Absatz 2 Satz 1 ist Anspruchsvorausset-
zung, dass die Betreffenden unter den in § 8 Abs. 1 und 2 BAföG ge-
nannten Personenkreis fallen. Dies sind Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes. Bei den sonstigen Anspruchsberechtigten ist ein hin-
reichender Bezug zum Inland erforderlich. Damit soll das Risiko verrin-
gert werden, dass es zu einem Ausfall der Darlehensforderung kommt. 
Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 Satz 
5 den Darlehensanspruch auf sämtliche Studierende mit der Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union so-
wie auf weitere Personengruppen ausdehnen. 
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der NRW.Bank eine wettbewerbsneutrale, nicht gewinnorientierte öf-
fentliche Bank ausgewählt. Eine Gewinnmarge wird daher im Zinssatz 
nicht enthalten sein. Dem trägt Satz 2 Rechnung. Diese objektivrechtli-
che Regelung besteht aus Gründen des öffentlichen Interesses an ei-
ner Sozialverträglichkeit des Studienbeitragsmodells. Aus ihr ergeben 
sich daher keine subjektiv-öffentlichen Rechte der Studierenden auf 
gerichtliche Nachprüfung der Zinsberechnung. 

Das Darlehen ist von der Auszahlung an zu verzinsen; ausgezahlt wird 
nach Absatz 3 nicht an die Studierenden, sondern unmittelbar an die 
Hochschule. Mit diesem Kontrahierungszwang der NRW.Bank ist si-
chergestellt, dass kein Grundrechtsträger von einer akademischen ers-
ten Berufsausbildung deswegen Abstand nehmen muss, weil nach der 
Beitragssatzung auf der Grundlage des § 2 Abs. 1 das Studium bei-
tragspflichtig ist. 

Da die NRW.Bank nicht zu den Geschäftsbanken rechnet, ist es ein 
Gebot einer einfachen Verwaltungspraxis, dass Darlehensanträge nur 
bei der Hochschule und auch nur bei der Einschreibung oder Rück-
meldung gestellt werden können. Dem trägt Satz 4 Halbsatz 1 Rech-
nung. 

Da die Einschreibung nach § 68 Abs. 2 Buchstabe d) HG oder der Er-
folg der Rückmeldung nach § 70 Abs. 3 Buchstabe c) HG versagt wer-
den kann, wenn die zu entrichtenden Studienbeiträge nicht erbracht 
worden sind, muss sichergestellt sein, dass diejenigen beitragspflichti-
gen Studierenden, die den Studienbeitrag nicht aus ihren eigenen li-
quiden Mitteln selbst aufbringen können, eingeschrieben oder rückge-
meldet werden können, obwohl die Einschreibung oder Rückmeldung 
Voraussetzung für den Abschluss des Darlehensvertrages nach Satz 1 
darstellt. Hier greift Satz 4 Halbsatz 2 ein. Danach gilt für die Hoch-
schule schon die Abgabe des Antrags auf Abschluss des Darlehens 
als Nachweis der Zahlung des Studienbeitrags, wenn eine das Beste-
hen des Darlehensanspruchs feststellende Mitteilung nach Absatz 3 
Satz 1 ergeht. Mit dieser Bedingung wird dem Umstand Rechnung ge-
tragen, dass nicht sämtliche Studierenden einen Anspruch auf Ab-
schluss eines Vertrages über die Gewährung eines Studienbeitrags-
darlehens besitzen. 

Ist die Mitteilung etwa wegen eines Fehlers in der Datenverarbeitung 
rechtsfehlerhaft ergangen, kann sie zurückgezogen werden. Ansprü-
che gegen die NRW.Bank auf Abschluss eines Studienbeitragsdarle-
hens allein aufgrund der ehemals bestehenden Mitteilung oder sonsti-
ge Ansprüche entstehen in diesem Fall nicht. 
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fen oder unwirksam geworden sein kann. Einschlägig ist insbesondere 
die bundesrechtlich vorgesehene Möglichkeit des Verbraucherschut-
zes im Fernabsatz und beim Verbraucherdarlehen, sich von dem ab-
geschlossenen Darlehensvertrag innerhalb gewisser Fristen zu lösen. 
Im Falle eines Widerrufs oder der Unwirksamkeit ist eine rückwirkende 
Exmatrikulation die sachgerechte Folge, da ansonsten nicht gewähr-
leistet ist, dass den Vorschriften über die Entstehung und Fälligkeit der 
Studienbeiträge (§ 7 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2) hinreichend genüge getan 
werden kann. 

Absatz 2: 

Satz 1 umreißt den Kreis derjenigen studienbeitragspflichtigen Studie-
renden, die ein Studienbeitragsdarlehen dem Grunde nach beanspru-
chen können. Der Verweis auf § 8 Abs. 1 und 2 BAföG stellt dabei klar, 
dass nicht nur Empfänger einer Ausbildungsförderung nach dem BA-
föG zum Kreis der Anspruchsberechtigten zählen, sondern all diejeni-
gen studienbeitragspflichtigen Studierenden, die dem Grunde nach ei-
ne derartige Ausbildungsförderung beziehen könnten. Dies sind etwa 
sämtliche Deutsche im Sinne des Grundgesetzes. 

Der Kontrahierungszwang der NRW.Bank ist zudem zeitlich in dreifa-
cher Hinsicht beschränkt. 

Erstens besteht er ausweislich Satz 6 nur bis zu dem Semester, wel-
ches der Vollendung des 60. Lebensjahres der oder des Studierenden 
vorausgeht. Diese Eingrenzung begründet sich mit der Einsicht, dass 
zumindest ab diesem Alter in den meisten Fällen und typischerweise 
das Studium nicht mehr zu dem Erwerb eines berufsqualifizierenden 
Abschlusses führen und damit im überwiegend beruflichen Interesse 
betrieben wird. Vielmehr stehen durchweg andere Gründe, wie etwa 
der Wunsch, die Allgemeinbildung zu erweitern, für die Aufnahme ei-
nes Studiums in diesem Alter im Vordergrund. Selbst wenn dies an-
ders wäre, würde die nach Beendigung des Studiums der Seniorinnen 
und Senioren zu erwartende Berufsphase im Vergleich zur voraus-
sichtlichen Dauer des Berufslebens junger Absolventinnen und Absol-
venten deutlich knapper ausfallen. Bei dem Anspruch auf Abschluss 
eines Studienbeitragsdarlehens steht hingegen nicht das Bildungsinte-
resse des Einzelnen im Vordergrund. Vielmehr wird mit dem Anspruch 
bezweckt dazu beizutragen, dass junge Menschen durch eine akade-
mische Ausbildung zu einem anschließenden Berufsleben befähigt 
werden. Wenn dieser Zweck nicht mehr eintreten kann, entfällt der in-
nere Grund, der den Kontrahierungsanspruch legitimiert. 
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dienzeit des jeweilig studierten Studienganges zuzüglich einer Zeit-
spanne von vier Semestern beansprucht werden. Damit werden sach-
gerechte Anreize gesetzt, das Studium innerhalb einer auskömmlichen 
Zeitspanne zielstrebig und zügig abzuschließen. Damit wird gleichzei-
tig die Leistungsfähigkeit und Effizienz der Hochschulen verbessert. 
Die Erfahrungen mit dem Vollzug des Studienkonten- und -
finanzierungsgesetzes zeigen, dass derartige Anreize zu einer sinnvol-
len Verhaltenslenkung führen. Mit der zeitlichen Beschränkung des 
Anspruchs sind auch keine unzumutbaren Belastungen für die Studie-
renden verbunden. Die Zeitspanne lässt durchweg ausreichend Zeit für 
ein darlehensgestütztes Studium unter Einschluss eines angemesse-
nen studium generale. Damit ist sichergestellt, dass nicht jede Abwei-
chung von dem den Prüfungsordnungen zugrunde liegenden Studien-
aufbau, die mit Blick auf individuelle Erwägungen oder Lebensumstän-
de sinnvoll oder unvermeidlich sein mag, unmittelbar zu einer Versa-
gung des Darlehens führen kann. 

Die alleinige Begrenzung des Kontrahierungszwanges auf die vorge-
nannte Zeitspanne würde nicht verhindern, dass nach Ablauf dieser 
Zeitspanne das Studium des bislang studierten Studienganges ab-
gebrochen und ein neues Studium aufgenommen wird. Für diesen 
neuen Studiengang würde – ohne weitere Regelungen – wiederum der 
Kontrahierungszwang für die Dauer der Regelstudienzeit des neuen 
Studienganges zuzüglich vier Semester greifen. Es besteht indes kein 
Grund, ein derartiges Studierverhalten durch die Zubilligung eines 
Kontrahierungsanspruchs zu fördern. Der Anspruch auf ein Studienbei-
tragsdarlehen steht unter dem Vorbehalt des Möglichen im Sinne des-
sen, was der Einzelne vernünftigerweise von der Gesellschaft verlan-
gen kann. Dies zu beurteilen ist in erster Linie die Aufgabe des demo-
kratisch legitimierten Gesetzgebers, der bei seiner Entscheidung ne-
ben den Belangen der Haushaltswirtschaft und dem damit verbunde-
nen Gesichtspunkt der Vorfinanzierung der Studienbeiträge durch die 
Darlehenshingabe auch hochschulplanerische Belange berücksichti-
gen kann. 

Vor diesem Hintergrund ist als dritte Einschränkung der Kontrahie-
rungszwang auf das Erststudium beschränkt. Satz 3 lässt dabei die 
sachlich oftmals notwendige Orientierung in der Studienwahl frei. Falls 
der studierte Studiengang nach dem Beginn des dritten Hochschulse-
mesters gewechselt wird, besteht indes kein Grund für eine weitere 
Privilegierung der Studienwahlphase. Die Zeitspanne, in der ein An-
spruch auf ein Studienbeitragsdarlehen besteht, beginnt daher hier 
nicht erneut zu laufen; die bislang studierten Semester werden mithin 
ausweislich Satz 3 Halbsatz 2 auf diese Zeitspanne angerechnet. 



 

Seite 52 / 65Ohne die Eingrenzung des Kontrahierungszwangs auf das Erststudium 
wäre es möglich, durch ein zeitlich nacheinander folgendes Studium 
verschiedener Studiengänge fortlaufend Studienbeitragsdarlehen zu 
erhalten. Besonders misslich wäre dies dann, wenn der oder die Stu-
dierende aufgrund mangelnder Einkünfte von der Verpflichtung zur 
Rückzahlung der Darlehensschuld nach § 13 freigestellt wird, obwohl 
der spätest mögliche Beginn der Darlehensrückzahlung – nach § 13 
spätestens elf Jahre nach Aufnahme des Studiums – bereits verstri-
chen ist. Eine derartige Kumulation von Studienbeitragsdarlehen kann 
weder durch ein grundrechtlich relevantes Interesse der Studierenden 
noch durch ein öffentliches Interesse gerechtfertigt werden. Auch hier 
steht die Gewährung des Studienbeitragsdarlehens unter dem Vorbe-
halt des Möglichen im Sinne dessen, was der Einzelne vernünftiger-
weise von der Gesellschaft verlangen kann. 

Insgesamt gesehen steht den Studierenden ein auskömmlicher Rah-
men zur Verfügung, innerhalb dessen sie sich darum bemühen kön-
nen, eine erste akademische Ausbildung unter Einschluss einer an-
fänglichen Orientierungsphase erfolgreich abzuschließen. 

Für das Studium eines ersten Masterstudienganges sieht Satz 4 vor, 
dass auch für dieses Studium zeitlich begrenzt ein Studienbeitragsdar-
lehen beansprucht werden kann. Da die Studierenden eines Master-
studienganges bereits ein erstes Studium absolviert haben, ist zu er-
warten, dass ihnen die weitere berufliche Orientierung zwar leichter 
fällt. Gleichwohl bestehen insbesondere wegen der Forschungsorien-
tierung des Masterstudiums Bedürfnisse, die Zeitdauer, in der das Dar-
lehen gewährt werden kann, nicht auf die bloße Regelstudienzeit des 
Masterstudiums zu begrenzen. In Abwägung dieser Umstände ist eine 
Zeitdauer angemessen, die die Regelstudienzeit zuzüglich zwei Se-
mester umfasst. 

Die darlehensrechtlich relevante Zeitspanne berechnet sich durch eine 
Addition der Regelstudienzeit des studierten Studienganges mit vier 
Semestern und beim Masterstudium mit zwei Semestern. Diese Pau-
schalierung ist mit Blick auf den Sinn und Zweck des Darlehensan-
spruchs, jedem Studierwilligen ein erstes Studium unabhängig vom El-
terneinkommen zu ermöglichen, hinnehmbar. Ohne die Pauschalie-
rung wäre es erforderlich, bei der Beantragung des Darlehens für ein 
weiteres Studium die bisherige Studienbiographie nicht nur nach der 
Anzahl der absolvierten Hochschulsemester, sondern auch nach der 
Art der studierten Studiengänge und der jeweils geltenden Regelstu-
dienzeiten abzufragen und rechtlich zu bewerten. Ein derartig aufwän-
diges, einzelfallorientiertes Verfahren kann angesichts der großen An-
zahl von Studierenden in Nordrhein-Westfalen wegen des damit zu-
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ist auch durch berechtigte Interessen der Studierenden nicht zu recht-
fertigen. Zudem würde ansonsten der Verwaltungsaufwand und damit 
der Zinssatz für das Studienbeitragsdarlehen steigen, was unter sozia-
len Gesichtspunkten der Studierenden nicht sachgerecht wäre. 

Beim Studium der medizinischen Studiengänge mit ihrer langen Re-
gelstudienzeit rechtfertigt sich die Pauschalierung zudem durch den 
Umstand, dass derartige Studiengänge besonders kostenintensiv sind. 
Es ist daher sachgerecht, besondere Leistungsanreize zu setzen, mit 
denen auf ein effizientes und zügiges Studierverhalten hingewirkt wer-
den kann. 

Wird das erste Studium erfolgreich abgeschlossen, kann angesichts 
der Begrenztheit der staatlichen Ressourcen nicht erwartet werden, 
dass das regelmäßig weniger schützenswerte Interesse des einzelnen 
an einer akademischen Zweitausbildung mit einem Kontrahierungsan-
spruch gegen die NRW.Bank unterfüttert wird. Die Bewerberinnen und 
Bewerber für ein Zweitstudium haben mit ihrer Zulassung zum Erststu-
dium bereits einen Anteil an der Verteilung der Bildungs- und Berufs-
chancen gehabt. 

Es ist sinnvoll, in die Zeitspanne, in der das Studienbeitragsdarlehen 
beansprucht werden kann, Zeiten, in denen nach § 8 eine Ausnahme, 
eine Befreiung oder ein Erlass oder nach § 11 eine Ermäßigung ge-
währt worden ist, nicht einzuberechnen. Dies regelt Satz 5. 

Satz 7 stellt sicher, dass bei den erforderlichen Berechnungen nach 
den Sätzen 2 bis 5 auch Semester berücksichtigt werden, die vor dem 
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes studiert worden sind. Dabei werden 
Zeiten, in denen eine franchiseweise stattfindende Vorbereitung nach 
§ 96 Abs. 1 Satz 4 HG oder nach § 118 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 HG 
stattgefunden hat, in die Anrechnung nach Satz 7 einbezogen. 

Absatz 3: 

Die Hochschulen teilen der NRW.Bank den Anspruch der Studienbe-
werberinnen und -bewerber sowie der Studierenden auf ein Studien-
beitragsdarlehen auf Antrag mit. Die Mitteilung umfasst sowohl den 
Grund als auch den Umfang des Anspruchs. Der Sinn und Zweck die-
ser Regelung gründet in dem Umstand, dass in den Hochschulen die 
Sachkompetenz zur Prüfung der Regelstudienzeit vorhanden ist. Die 
Regelung dient zudem der Verwaltungsökonomie, da sich durch die 
Mitteilung eine nochmalige Prüfung der Anspruchsberechtigung durch 
die NRW.Bank erübrigt. 
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den Hochschulen. 

Absatz 4: 

Während des Studiums laufen Zinsen auf die verausgabte Darlehens-
schuld auf. Die Regelung stellt sicher, dass der Verpflichtung zur Ent-
richtung der Zinsen nicht während des Studiums nachgekommen wer-
den muss. Damit wird ein weiterer Baustein zur Finanzierungsgerech-
tigkeit des Studienbeitragsmodells geleistet. 

 

Zu § 13 – Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen 

Die Vorschrift regelt gegenüber der NRW.Bank die näheren Modalitä-
ten der Darlehensrückzahlung. Sie sichert, dass grundsätzlich erst 
nach Aufnahme einer Berufstätigkeit mit der Rückzahlung des Stu-
dienbeitragsdarlehens begonnen werden muss. Bei einer vorzeitigen 
Rückzahlung des Darlehens fällt keine Vorfälligkeitsentschädigung an. 

Studierende, die ihr Studium erfolgreich abgeschlossen haben, müs-
sen nach Satz 1 zwei Jahre nach Studienabschluss mit der Rückzah-
lung des Darlehens beginnen. 

Für diejenigen, die ihr Studium ohne Abschluss beendet haben, greift 
die in Satz 1 genannte Frist von elf Jahren, die mit der Aufnahme des 
Studiums beginnt und spätestens elf Jahre nach der Studienaufnahme 
endet. Diese Frist orientiert sich an dem Studium mit der längsten Re-
gelstudienzeit (Studium der Humanmedizin) und ergibt sich aus einer 
Addition dieser Regelstudienzeit, der Zusatzzeit von vier Semestern, 
der Orientierungsphase von zwei Semestern und der Karenzzeit von 
zwei Jahren bis zur Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit. Diese Frist 
ist eine Höchstfrist und keine Mindestfrist. Die NRW.Bank kann in ihren 
Darlehensbedingungen vorsehen, dass die Rückzahlung auch nach 
einem früheren Zeitpunkt (etwa zwei Jahre nach der Studienbeendi-
gung) beginnen kann, wenn die Darlehensnehmerin oder der Darle-
hensnehmer nicht mehr an einer nordrhein-westfälischen Hochschule 
immatrikuliert ist und dort auch keinen berufsqualifizierenden Ab-
schluss erlangt hat und beispielsweise gegenüber der Bank erklärt, sie 
oder er habe ihr oder sein Studium endgültig abgebrochen oder auf 
Anfrage sich nicht über ihr oder sein weiteres Studierverhalten erklärt. 
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dienbeitragsdarlehen 

Neben dem Anspruch der einzelnen Studierenden auf Abschluss eines 
Studienbeitragsdarlehens nach § 12 Abs. 1 stellt die Regelung des 
§ 14 einen weiteren zentralen Baustein zur Finanzierungsgerechtigkeit 
innerhalb des Studienbeitragsmodells mit Nachlagerung dar. Hoch-
schulabsolventinnen und -absolventen, die aus welchen Gründen auch 
immer nach Abschluss ihres Studiums keiner auskömmlichen Erwerbs-
tätigkeit nachgehen können oder nicht in sonstiger Weise über Ein-
künfte verfügen, sind von der Verpflichtung zur Rückzahlung der auf-
genommenen Studienbeitragsdarlehen solange befreit, wie ihre wirt-
schaftliche Notlage andauert. Die Freistellung befreit von der Verpflich-
tung zur Rückzahlung des Darlehens durch Aufschub des Fälligwer-
dens der im Freistellungszeitraum ansonsten zu tilgenden Raten und 
hat damit die Wirkung einer Stundung. Zinsen fallen weiterhin an und 
werden ebenfalls gestundet. Die soziale Ausgestaltung der Rückzah-
lung bleibt damit erhalten. Kein Studieninteressent muss vor diesem 
Hintergrund befürchten, nach Abschluss des Studiums das Darlehen 
nur unter unzumutbaren finanziellen Anstrengungen zurückzahlen zu 
müssen. Neben dem o.g. Kontrahierungszwang wird damit effektiv 
vermieden, dass die Aufnahme eines studienbeitragspflichtigen Studi-
ums finanziell abschreckend wirkt. Insofern werden im Studienbei-
tragsmodell die Interessen der Beteiligten schonend auf der Basis des 
geringsten Eingriffs und sozial gerecht miteinander in Einklang ge-
bracht. 

Im Einzelnen: 

Absatz 1: 

In Anlehnung an die Vorschrift des § 18a BAföG, die die einkommens-
abhängige Rückzahlung des Darlehensanteils der Ausbildungsförde-
rung nach dem BAföG regelt, werden in Absatz 1 Möglichkeiten ge-
schaffen, dass durch Rechtsverordnung Mindesteinkommensgrenzen 
vorgesehen werden, bei deren Unterschreitung die Freistellung von der 
Rückzahlungsverpflichtung auf entsprechenden Antrag hin eintritt. 

Absatz 2: 

Nach den Vorgaben des BAföG kann ausnahmsweise auch für ein 
zweites Studium Ausbildungsförderung geleistet werden. Vor diesem 
Hintergrund sichert die Regelung, dass Absolventinnen und Absolven-
ten, die Ausbildungsförderung nach dem BAföG erhalten, von der 
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ren Zweckrichtung der Ausbildungsförderung Rechnung getragen. 

Die Freistellung ist unabhängig davon, in welcher Höhe Ausbildungs-
förderung konkret geleistet wird. Würde die Freistellung abgestuft nach 
dem Verhältnis zur Höhe der geleisteten Ausbildungsförderung ge-
währt, wäre ein hoher Verwaltungsaufwand die Folge, der nicht tragbar 
ist. 

Die Freistellung muss auch greifen, wenn anstelle der Leistungen nach 
dem BAföG ein Studienstipendium gezahlt wird. Studienstipendium in 
diesem Sinne sind die Stipendien der Studienstiftungen, nicht hinge-
gen Geldzahlungen, die von privater Seite aufgrund freundschaftlicher 
oder verwandtschaftlicher Verbundenheit mit der oder dem Studieren-
den entrichtet werden. 

 

Zu § 15 – Begrenzung der Darlehenslasten 

Mit der Begrenzung der Darlehenslasten wird ein weiterer zentraler 
Baustein in das Studienbeitragsmodell eingeführt, der der sozial aus-
gerichteten Finanzierungsgerechtigkeit des Modells dient. Die Vor-
schrift deckelt die Summe aus dem Anteil des zinslos gewährten Dar-
lehens der Ausbildungsförderung nach dem BAföG und der Schuld aus 
dem Studienbeitragsdarlehen pro Semester der Gewährung des Stu-
dienbeitragsdarlehens auf 1.000 Euro. Insgesamt ist die Gesamtsum-
me des Darlehensanteils der Ausbildungsförderung und des Studien-
beitragsdarlehens auf 10.000 Euro gedeckelt. Mit dieser Differenzie-
rung profitiert auch derjenige Personenkreis von der Deckelung der 
Darlehen, der sein Studium zügig absolviert. 

Die Vorschrift gewährleistet den Schutz der Empfängerinnen und Emp-
fängern von Leistungen nach dem BAföG. Je höher der Darlehensan-
teil aus der Ausbildungsförderung nach dem BAföG ausfällt, je größer 
also die gewährte Ausbildungsförderung ist, desto geringer ist der Be-
trag, der höchstens als Studienbeitragsdarlehen zurückgezahlt werden 
muss. Da die Höhe der Ausbildungsförderung typischerweise von der 
sozialen Schutzwürdigkeit der geförderten Studierenden abhängt, 
spiegelt sich damit die soziale Schutzwürdigkeit in der den einzelnen 
Studierenden zumutbaren Obergrenze der Rückzahlungsverpflichtung 
wider: Je höher der Darlehensanteil der Ausbildungsförderung ist, des-
to niedriger ist der Anteil des rückzahlbaren Studienbeitragsdarlehens. 
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rend des Studiums überhaupt eine Ausbildungsförderung nach dem 
BAföG bezogen worden ist. Die Deckelung greift damit nur für solche 
Studierenden, die in irgendeinem Zeitpunkt ihres Studiums eine derar-
tige Förderung bezogen haben. Der Gesetzgeber sieht dabei von einer 
Regelung ab, nach der die Deckelung der Gesamtsumme des Darle-
hensanteils der Ausbildungsförderung und des Studienbeitragsdarle-
hens auf den Zeitraum bezogen wird, in dem tatsächlich eine Ausbil-
dungsförderung nach dem BAföG geleistet worden ist. Bei einer derar-
tigen Regelung müsste der Umfang der Deckelung ebenfalls auf die-
sen Zeitraum bezogen werden, in dem die Ausbildungsförderung ge-
leistet wurde. Damit müsste die individuelle Studienbiographie von der 
NRW.Bank nachvollzogen werden, womit die Verwaltungskosten der 
Studienbeitragsdarlehen und damit die Höhe des gewährten Zinssat-
zes steigen würden. Dies würde sich nachteilig auf die Absicht des 
Studienbeitragsmodells auswirken, den Zinssatz in einer moderaten 
Höhe zu halten. Zudem ist ein derartiger Individualbezug der Decke-
lung der Darlehensgesamtsumme auch sachlich mit Blick auf den o. g. 
Umstand nicht erforderlich, dass der Anteil des rückzahlbaren Studien-
beitragsdarlehens umso niedriger ist, desto höher der Darlehensanteil 
der Ausbildungsförderung ausfällt. 

Es ist sachgerecht, die Begrenzung der Darlehenslasten erst in der 
Zeit der Rückzahlung der Darlehensschuld und nicht bereits im Zeit-
punkt der Entscheidung über die Verpflichtung zur Entrichtung der 
Studienbeiträge anzusetzen. Denn ansonsten wären Verzerrungen im 
Beitragsaufkommen zwischen den einzelnen Hochschulen mit Blick auf 
den Umstand zu erwarten, dass der Anteil der Empfängerinnen und 
Empfänger von Leistungen nach dem BAföG an der Gesamtzahl der 
Studierenden an den Hochschulen unterschiedlich ist. Würde die Be-
grenzung der Darlehenslasten nicht im Zeitpunkt der Darlehensrück-
zahlung durchgeführt, wäre ein Umlageverfahren zwischen den Hoch-
schulen erforderlich. Dies ist unter Kostenaspekten und mit Blick auf 
den Grundsatz der Verwaltungsvereinfachung nicht sachgerecht. Dies 
gilt insbesondere für die erforderlich werdende Abstimmung zwischen 
den Verwaltungsverfahren der Studentenwerke als Ämter für Ausbil-
dungsförderung und der jeweiligen Hochschulverwaltung. 

Für die Durchführung der Begrenzung der Darlehenslasten ist ein An-
trag der Darlehensnehmerin oder des Darlehensnehmers erforderlich. 
Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die personenbe-
zogenen Daten über die Höhe des Darlehensanteils der gewährten 
Ausbildungsförderung nach dem BAföG nicht mehr bei den Studen-
tenwerken als Ämter für Ausbildungsförderung, sondern bereits beim 
Bundesverwaltungsamt gespeichert sein können. 
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Zu § 16 – Mitwirkungspflichten, Datenübermittlung 

Absatz 1: 

Die Regelung dient ähnlich wie die ausbildungsförderungsrechtliche 
Vorschrift des § 47 Abs. 4 BAföG dazu, im Verfahren hinsichtlich der 
Entscheidung über die Freistellung von der Rückzahlungsverpflichtung 
die Selbstverantwortlichkeit der Darlehensnehmerinnen und Darle-
hensnehmer sowie die Pflichtenstellung Dritter zu konkretisieren. Auf-
grund des Territorialprinzips greift die Vorschrift nur innerhalb Nord-
rhein-Westfalens. Gleichwohl ist sie für die verbleibenden Fallgestal-
tungen hilfreich. Die Mitwirkungspflichten der Darlehensnehmerin oder 
des Darlehensnehmers sollten im übrigen auch durch die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Darlehensverträge festgelegt werden. 

Absatz 2: 

Die jeweilige Hochschule und die NRW.Bank werden durch diese Vor-
schrift – unter Beachtung des Grundsatzes der Erforderlichkeit – zur 
wechselseitigen Datenübermittlung verpflichtet. 

 

Zu § 17 – Ausfallfonds 

Darlehensforderungen, die nach Maßgabe des § 18 Abs. 2 nicht mehr 
zielgenau rückgezahlt werden, können von der NRW.Bank an einen 
Ausfallfonds abgetreten werden, der nach Maßgabe dieser Vorschrift 
als rechtlich unselbständiges Sondervermögen errichtet wird und der 
durch eine Anstaltslast des Landes abgesichert ist. 

Die Errichtung des Ausfallfonds führt nicht dazu, dass eine verwal-
tungsorganisatorisch aufwändige und mit umfangreichen persönlichen 
und sächlichen Mitteln ausgestattete neue Behörde geschaffen werden 
muss. Das Ministerium kann vielmehr die Wahrnehmung der Verwal-
tung des Fonds nach Absatz 2 Satz 2 an die NRW.Bank oder dritte 
Stellen in der Weise übertragen, dass diese Stellen die Fondsverwal-
tung treuhänderisch wahrnehmen. Die Funktion des Ausfallfonds liegt 
daher primär darin, Rechtssicherheit und Rechtsklarheit in den Finanz-
strömen zu gewährleisten. 

Der Ausfallfonds deckt das Ausfallrisiko der NRW.Bank und trägt damit 
dazu bei, den für die Darlehenshingabe zu nehmenden Zinssatz zu 
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keit des Studienbeitragsmodells geleistet. 

 

Zu § 18 – Ausfallrisiken 

Absatz 1: 

Die NRW.Bank wird nur dann von dem Ausfallrisiko befreit, wenn der 
Ausfallfonds verpflichtet ist, notleidende Darlehensforderungen zu ü-
bernehmen. Dem trägt Absatz 1 durch einen Kontrahierungszwang des 
Ausfallfonds Rechnung. 

Absatz 2: 

Die Vorschrift regelt, wann sich für die NRW.Bank das Ausfallrisiko 
realisiert und nach welchen Umständen die Rechtsbeziehungen zwi-
schen ihr und dem Ausfallfonds im Falle notleidender Darlehensforde-
rungen gestaltet sind. Die Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 regelt 
die genauen Fallgestaltungen, wann eine Forderung notleidend ge-
worden ist. 

Absatz 3: 

Die Vorschrift regelt die Übernahme des Ausfallrisikos durch den Aus-
fallfonds für die Fälle, in denen nach Maßgabe der §§ 14 und 15 eine 
weitere Rückzahlung des Darlehens endgültig entfällt. 

Absatz 4: 

Die Vorschrift regelt die Erstattung der Kosten für die Verwaltung und 
Einziehung der an den Ausfallfonds abgetretenen und gleichwohl nach 
Absatz 2 Satz 2 von der Fondsverwaltung weiterhin verwalteten und 
eingezogenen Darlehen. Die Kostenerstattung steht unter dem Vorbe-
halt, dass die Kosten nicht durch die Darlehensnehmerin oder den Dar-
lehensnehmer getragen werden, die nach Maßgabe der Rechtsverord-
nung nach § 19 Abs. 2 oder auf der Grundlage des Darlehensvertrages 
in Verbindung mit den allgemeinen Regeln des privaten Rechts zur 
Übernahme der Kosten verpflichtet sein können. 

Absatz 5: 

Die NRW.Bank und der Ausfallfonds werden durch diese Vorschrift – 
unter Beachtung des Grundsatzes der Erforderlichkeit – zur wechsel-
seitigen Datenübermittlung verpflichtet. 
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Zu § 19 – Rechtsverordnung 

Im Studienbeitragsmodell werden die wesentlichen Fragen durch die-
ses Gesetz entschieden. Gleichwohl bestehen unabweisliche Bedarfe, 
das Modell auf die Besonderheiten der Lebenswirklichkeit, an die fort-
laufenden Planungen des Landes im Bereich des Hochschulwesens 
und an die verwaltungsorganisatorischen, verwaltungspraktischen und 
haushaltsmäßigen Anforderungen des Gesetzesvollzugs anzupassen. 
Diesen Zwecken, die in Absatz 4 ausdrücklich niedergelegt sind, dient 
die Regelung, die in diesem Gesetz durch weitere Rechtsverord-
nungsermächtigungen in § 6 Satz 2 und § 17 Abs. 4 ergänzt wird. 

Die Ermächtigung nach Absatz 1 Satz 1 erfasst auch die Datenverar-
beitung im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 DSG NRW sowie auch die Be-
stimmung des Näheren zu den Ausnahmen und Befreiungen nach § 8. 

Auf der Grundlage der Ermächtigung zur Regelung des Näheren zum 
Anspruch auf Studienbeitragsdarlehen kann dieser Anspruch für weite-
re Personengruppen, beispielsweise für studienbeitragspflichtige Stu-
dierende, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum besitzen und 
gleichwohl nicht unter den Personenkreis des § 8 Abs. 1 oder 2 BAföG 
fallen, eröffnet werden. 

Nach Absatz 1 Satz 2 können per Rechtsverordnung weitere Ausnah-
men insbesondere von der Beitragspflicht nach § 2 Abs. 1 vorgesehen 
werden. So kann beispielsweise geregelt werden, dass die Hochschule 
in ihrer Beitragssatzung vorsehen kann, dass ausländische Studieren-
de im Einzelfall von der Entrichtung des Studienbeitrages befreit wer-
den können, wenn die Hochschule ein besonderes Interesse an der 
Bildungszusammenarbeit mit dem Herkunftsland hat. 

In Absatz 1 Satz 3 ist vorgesehen, dass das Ministerium durch Rechts-
verordnung für Angebote der Hochschule, die weder zum grundständi-
gen Studium noch zur Weiterbildung rechnen, Abgabentatbestände 
einführen und die Höhe der jeweiligen Abgaben bestimmen kann. Da-
mit werden beispielsweise Sprachkurse, besondere Studiengänge an 
Hochschulen, die nicht mit einem berufsqualifizierenden Abschluss, 
sondern mit einem Zertifikat abschließen, und besondere Angebote der 
Kunsthochschulen (etwa das Studium Kammermusik oder Konzertex-
amen) erfasst. Bei einer Einführung von Studienbeiträgen ist es schon 
aus Qualitätsgründen nicht gerechtfertigt, diese Lehr- und Studienan-
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nicht um Studienbeiträge handelt, haben die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an dem jeweiligen Angebot keinen Anspruch auf Abschluss 
eines Studienbeitragsdarlehens. Des gleichen entfällt für diese Abga-
ben die Verpflichtung der Hochschule zur Abführung eines Teils des 
Abgabenaufkommens in den Ausfallfonds. 

Absatz 2 ermöglicht unter anderem Regelungen betreffend die Darle-
hensrückzahlung für den Fall eines Studiums, welches aufbauend auf 
dem Erwerb eines Bachelorgrades zu einem Masterabschluss führt, 
sowie zudem auch Regelungen zur pauschalen Erhebung der Kosten 
für die Ermittlung der Anschrift der Darlehensnehmerin oder des Dar-
lehensnehmers und für das Mahnverfahren. In der Rechtsverordnung 
kann des weiteren vorgesehen werden, dass die oder der Studierende 
und die NRW.Bank von diesem Gesetz abweichende Darlehensbedin-
gungen vereinbaren können. 

Die Regelung der Gegenstände des Absatzes 2 weist einen engen 
sachlichen Bezug zu dem System der finanzierungsgerechten Nachla-
gerung auf. Es ist daher sachgerecht, die Regelungen einem Zustim-
mungsvorbehalt des zuständigen Ausschusses des Landtages zu un-
terwerfen. 

 

Zu § 20 – Ministerium 

Die Vorschrift benennt das zuständige Ministerium im Sinne dieses 
Gesetzes. 

 

Zu § 21 – Vertrauensschutz 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt, ab dem die Studierenden erstmals 
auf der Grundlage der Beitragssatzung verpflichtet sein können, Stu-
dienbeiträge zu entrichten. Die Regelung differenziert dabei zwischen 
denjenigen Studierenden, die bereits im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
dieses Gesetzes studieren, und denjenigen, welche erst nach diesem 
Zeitpunkt ein Studium erstmals aufnehmen. Beide Personengruppen 
können mit Rücksicht auf das ihnen unterschiedlich zuzubilligende 
Maß an schützenswertem Vertrauen unterschiedlich behandelt wer-
den. 

Die frühestmögliche Einführung von Studienbeiträgen ab dem Som-
mersemester 2007 ist verfassungsrechtlich unbedenklich. Bei der Ein-
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sich verfassungsrechtliche Schranken aus den rechtsstaatlichen Prin-
zipien der Rechtssicherheit sowie der Verhältnismäßigkeit ergeben. Es 
muss vermieden werden, dass der Einzelne sein Vertrauen auf den 
Fortbestand einer bestehenden Rechtslage durch konkrete Grund-
rechtsbetätigung ins Werk gesetzt hat und dass die Enttäuschung die-
ses Vertrauens schwerer wiegt als die Interessen der Allgemeinheit an 
der Veränderung der rechtlichen Rahmenbedingungen. Bei dieser Ab-
wägung ist zunächst zu berücksichtigen, dass ein allgemeines Ver-
trauen in den Fortbestand der zu einem bestimmten Zeitpunkt gelten-
den Rechtslage grundsätzlich nicht schutzwürdig ist. Darüber hinaus 
geht es nicht an, den Abgabepflichtigen vor jeder Enttäuschung seiner 
Erwartungen zu bewahren, wenn die beeinträchtigte Erwartung – wie 
beim bisher abgabenfreien Studium – auf staatlicher Gewährung be-
ruht. 

Zudem haben die tatsächlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
des Hochschulwesens seit der Gründung der Bundesrepublik nur be-
dingt Veranlassung für die Bildung eines Vertrauens gegeben, ein 
einmal begonnenes Studium unbegrenzt gebührenfrei fortsetzen zu 
können. Jedenfalls bis zum Jahre 1970 war eine Beteiligung der Stu-
dierenden an den Kosten des Studiums die Regel. 

Vor diesen Hintergründen ist die Einführung von Studienbeiträgen ab 
dem Sommersemester 2007 zulässig. Den Studierenden wird für einen 
auskömmlichen Zeitraum von etwa einem Jahr ein studienbeitragsloser 
Übergangszeitraum zugesprochen. Innerhalb dieses Zeitraumes be-
steht auch für die derzeit bereits Studierenden hinreichend Zeit, sich 
auf ihre Beitragspflichtigkeit einzustellen. Zudem besteht für alle Bei-
tragspflichtigen die Möglichkeit, mit der NRW.Bank einen Vertrag über 
die Gewährung eines Studienbeitragsdarlehens abschließen zu kön-
nen. Vor diesen Hintergründen fällt ein etwaiges weitergehendes 
Schutzinteresse der derzeit Studierenden gänzlich aus. 

Zudem liegt in der Einführung der Beitragspflichtigkeit keinerlei Rück-
wirkung begründet. Die Beitragspflichtigkeit entsteht immer erst zu ei-
nem Semester, welches dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes nach-
folgt. Es liegt daher keine echte Rückwirkung vor. Doch selbst eine un-
echte Rückwirkung – etwa auf den gesamten, bereits in der Vergan-
genheit begonnenen und derzeit noch andauernden Lebenssachver-
halt Studium – ist nicht gegeben. Denn die zukünftig wirkende Bei-
tragspflichtigkeit knüpft an keine Umstände der Vergangenheit an. Zu-
dem würde die Annahme einer unechten Rückwirkung dazu führen, 
dass dann auch für frühere Hochschulsemester eine Beitragspflicht 
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gen. Dieser Schluss wird indes zu Recht nicht gezogen. 

Demgegenüber wiegen die öffentlichen Interessen, die mit der Einfüh-
rung des Studienbeitragsmodells verbunden sind, schwer. Mit dem 
Studienbeitragsmodell wird u. a. das Ziel verfolgt, vor dem Hintergrund 
einer angespannten gesamtwirtschaftlichen Situation und angesichts 
einer desaströsen Lage der öffentlichen Haushalte möglichst kurzfristig 
durch Kostenreduzierung sowie eine konzentriertere Nutzung der vor-
handenen Ausbildungsangebote der Hochschulen auf die begrenzten 
Ausbildungskapazitäten und die finanziellen Belastungen der Hoch-
schulen zu reagieren. Darüber hinaus soll zum anderen durch ein 
marktorientiertes Handlungsmodell die Effizienz der Hochschulausbil-
dung gestärkt werden, indem die Studierenden stärker als Kunden und 
Nachfrager in einem Bildungsmarkt begriffen werden. Damit trägt das 
Studienbeitragsmodell erheblich zur Förderung der Leistungsfähigkeit 
und Effizienz der Hochschulen bei effizientem Mitteleinsatz bei. Diese 
Förderung ist nicht nur ein berechtigtes und gewichtiges Gemeinwohl-
interesse, sondern unterstützt auch ein überragend wichtiges Gemein-
schaftsgut. 

Zudem besteht ein erhebliches Interesse der Allgemeinheit daran, 
Maßnahmen zur Reduzierung der Hochschulkosten und zur Optimie-
rung der Nutzung der vorhandenen Mittel und Ausbildungskapazitäten 
und die mit diesem Gesetz verfolgten verhaltenslenkenden und anrei-
zenden Wirkungen möglichst bald zur Geltung zu bringen. Es kann da-
her auch im Interesse der allgemeinen Finanzierungsgerechtigkeit 
nicht erwartet werden, dass die derzeit Studierenden davon ausge-
nommen werden, ihren Beitrag zur Finanzierung der Hochschullehre 
zu leisten. 

Eine tatbestandliche Rückanknüpfung liegt im Studienbeitragsmodell 
darin begründet, dass der Anspruch auf Abschluss eines Studienbei-
tragsdarlehens nach § 12 Abs. 2 zeitlich begrenzt ist und dass bei der 
Berechnung dieser zeitlichen Begrenzung auch auf Hochschulsemes-
ter zurückgegriffen wird, die bereits vor dem In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes studiert worden sind. Durch diese Regelung werden vor allem 
Studierende betroffen sein, die als Langzeitstudierende schon nach 
dem Studienkonten- und -finanzierungsgesetz abgabenpflichtig gewe-
sen sind. Dieser Personenkreis ist aber schon deshalb nicht schutz-
würdig, weil seine Abgabenlast nach diesem Gesetz geringer ist als die 
Abgabenlast nach dem StKFG. Soweit ansonsten ausnahmsweise kei-
ne Abgabenpflichtigkeit nach dem StKFG gegeben sein sollte, ist die 
unechte Rückwirkung angesichts der geringen Schutzwürdigkeit eines 
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gen öffentlichen Interessen hinreichend gerechtfertigt. 

Die unterschiedliche Behandlung der derzeit bereits Studierenden mit 
den Studienanfängern rechtfertigt sich aus der Überlegung, dass die 
bereits Studierenden mit der Aufnahme des Studiums auch finanzielle 
Dispositionen sowie Entscheidungen in der Lebensplanung getätigt 
haben, die materiell auch dann schützenswert sind, wenn formell keine 
unechte Rückwirkung vorliegt. Die getroffenen Dispositionen werden 
zwar durch die zunächst nur zukünftig wirkende Einführung von Stu-
dienbeiträgen nicht entwertet. Indes hat das Studienkonten- und -
finanzierungsgesetz die einzelnen Hochschulsemester durchaus zu ei-
nem Vertrauenssachverhalt verknüpft, indem für das Gesamtstudium 
ein Studienguthaben zugeteilt wird und hiervon – wiederum bezogen 
auf den Gesamtstudiengang – für jedes Semester Regelabbuchungen 
vorgenommen werden. Dem wurde durch die zeitlich verzögert erst 
beginnende Beitragspflicht der derzeit Studierenden Rechnung getra-
gen. Da Studienanfänger noch nicht in dieser Weise Dispositionen ge-
tätigt haben, ist ihnen ein früherer Beginn ihrer Beitragspflicht zumut-
bar, wenn der Satzungsgeber entsprechende Regelungen beschließt. 

 

Zu § 22 – In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten und das Außer-Kraft-Treten 
des Gesetzes. 

 

 

 

Zu Artikel 3  

(Änderung des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG –)) 

 

Zu Nummer 1 und 2 – Inhaltsübersicht und § 10 HG 

Die Inhaltsübersicht und § 10 HG muss mit Blick auf Art. 2 dieses Ge-
setzes neu gefasst werden. 
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Zu Nummer 3 – § 69 HG 

Die Vorschrift zieht die redaktionellen Folgerungen aus dem Umstand, 
dass der sachliche Regelungsgehalt des § 69 Abs. 2 HG nunmehr in 
Art. 2 § 5 Satz 2 dieses Gesetzes überführt worden ist. 

 

Zu Nummer 4 – § 84 HG 

Mit der Regelung wird die Verpflichtung der Hochschulen nach § 3 
Abs. 3 Satz 2 StKFG in das Hochschulgesetz eingefügt und um eine 
Sonderregelung für künstlerische Studiengänge ergänzt. 

 

Zu Nummer 5 – § 92 HG 

Mit der Vorschrift wird ein notwendiger Baustein bereitgestellt, mit dem 
die Sicherung der Qualität der Lehrorganisation nach Art. 2 § 11 dieses 
Gesetzes für den Fall, dass die Hochschule Höchstfristen für die Be-
wertung von Prüfungen überschreitet, umgesetzt werden kann. 

 

 

Zu Artikel 4 

(In-Kraft-Treten) 

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten dieses Gesetzes. 

 

 


